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Nur einige Aspekte zum Völkerrecht
V ölkerrecht, Menschenrechte und die 

UNO sind miteinander verbunden. Nach 
dem Ende des zweiten Weltkrieges waren sich 
die Länder einig, eine solche Katastrophe darf 
es nie wieder geben. Die sozialistische Sowje‐
tunion konnte in diesem Gremium daür ih‐
ren Einfluß geltend machen. 
Und so wurden viele schreckli‐
che Kriege verhindert und in 
Europa kam es zur längsten 
Friedensperiode jemals. Heute 
ist die UNO zum Sprachrohr 
des Imperialismus verkommen.

Sehr o wird sich im Umgang 
der Staaten untereinander auf 
das Völkerrecht bezogen. Ge‐
genseitig werden sich Verstöße 
gegen dieses Recht vorgewor‐
fen. Omals bekommt man den 
Eindruck, jeder verschiebt den 
Inhalt zu seinen Gunsten. 
Schauen wir uns nur einige 
Probleme in diesem Zusammen‐
hang an.

Das Völkerrecht regelt die 
Beziehungen zwischen den 
Staaten auf der Grundlage der 
Gleichrangigkeit. Es ist eine 
überstaatliche, aus Prinzipien 
und Regeln bestehende, Rechts‐
ordnung. Wichtigste Rechts‐
quellen des Völkerrechts sind 
die Charta der Vereinten Natio‐
nen und das in ihr niedergeleg‐
te allgemeine Gewaltverbot. 
Schon an dieser Stelle könnte 
man viele Beispiele aufzählen, 
die gegen dieses Gewaltverbot gerichtet sind. 
Es gilt auch ür Staaten, die nicht Mitglied der 
vereinten Nationen sind. Verbindlich ist z.B. 
ür jeden Staat das Verbot eines Angriffskrie‐
ges. So einfach läßt sich diese Festlegung aber 
nicht darstellen. Es ist kompliziert. Darauf 
kommen wir noch zu sprechen. In der heuti‐
gen Völkerrechtsordnung, die sich insbeson‐
dere in der UN-Charta widerspiegelt, sind 
sämtliche Staaten gleichberechtigte Subjekte. 
Deshalb gilt grundsätzlich das Prinzip „Ein 
Staat, eine Stimme.“

Der wesentliche Unterschied zwischen dem 
Völkerrecht und dem innerstaatlichen Recht 
besteht im Fehlen eines zentralen Gesetzes‐
organs, einer umfassenden, hierarchisch 
strukturierten Gerichtsbarkeit und einer all‐
zeit verügbaren Exekutivgewalt zur einheit‐
lichen Durchsetzung völkerrechtlicher 
Grundsätze.

Auch werden heute Resolutionen des Si‐
cherheitsrates als rechtsverbindlich akzep‐
tiert, jenes Gremiums, daß Kriege verhindern 
und Frieden schaffen soll. Dazu gehören auch 
die mächtigsten imperialistischen Länder, die 
ihre eigenen imperialen Vorstellungen der 
Welt über alles stellen. Die Mitgliedsstaaten 
im Sicherheitsrat verändern sich regelmäßig. 
Welche Staaten gehören 2022 zum Sicher‐
heitsrat?

Da gibt es ünf ständige Mitglieder, das sind 
China, Frankreich, Großbritannien, Rußland 
und die USA. Diese haben im Rat auch das 
Veto-Recht. Jedes einzelne Land der ünf kann 
mit seinem Veto jeden Beschluß des UN-Si‐
cherheitsrats blockieren. Somit kann z.B. ein 
Land seine eigenen politischen Interessen 
über die Beschlüsse des Sicherheitsrates stel‐
len. Weitere Mitglieder, die am 11. Juni 
2021gewählt wurden, sind: ünf neue nicht‐
ständige Mitglieder des UN-Sicherheitsrats 
ür die zwei-jährige Amtszeit 2022-2023; Al‐
banien, Brasilien, Gabun, Ghana und die Ver‐
einigten Arabischen Emirate (VAE). Diese 

ersetzen Vietnam, St. Vincent und die Grena‐
dinen, Estland, Niger und Tunesien, deren 
Amtszeit am 31. Dezember 2021 endete. Da‐
mit sind seit dem 1. Januar 2022 folgende 
zehn Staaten nichtständige Mitglieder des Si‐
cherheitsrats: Albanien, Brasilien, Gabun, 

Ghana, Indien, Irland, Kenia, Mexiko, Norwe‐
gen und die VAE.

Zu beachten ist, daß Resolutionen der Ge‐
neralversammlung der Vereinten Nationen 
und Abschlußberichte internationaler Konfe‐
renzen hingegen keine allgemeinen Rechts‐
quellen im Völkerrecht darstellen. Es sind 
politische Empfehlungen und als solche völ‐
kerrechtlich nicht bindend, so z.B. auch die 
Resolution der UN-Vollversammlung am 
12.10.22, in der „Rußlands Annektion in der 
Ukraine“ ür nichtig erklärt wurde. 143 Mit‐
glieder stimmten der Resolution zu, 5 Länder 
waren dagegen, und 35 Länder enthielten sich 
der Stimme. 

Es gilt, völkerrechtliche Bestimmungen sind 
ür alle Staaten gültig unabhängig davon ob 
sie zugestimmt haben oder nicht, auch in der 
heutigen imperialistischen Welt. In der Regel 
die Umsetzung mit der Ratifikation durch die 
jeweilige Regierung. In Deutschland sind ge‐
mäß Art. 25 S. 1 Grundgesetz die allgemeinen 
Regeln des Völkerrecht unmielbar verbind‐
lich und stehen über den Gesetzen. Und auch 
hier steht die Frage nach der Praxis. Wie weit 
hält sich das imperialistische Deutschland an 
diese Festlegungen. Oder wird das deutsche 
Volk getäuscht?

Der Deutsche Bundestag erstellte 2020 eine 
Dokumentation von Verstößen einzelner 
Staaten gegen das Völkerrecht seit 1990. Zu 
diesen Staaten gehören China, Frankreich, 
Rußland, Saudi-Arabien, Türkei, Vereinigtes 
Königreich, Vereinigte Staaten. Die Men‐
schenrechtsorganisation Amnesty Internatio‐
nal belegt auch Verstöße gegen das 
Völkerrecht, wie z.B. Einmischung in innere 
Angelegenheiten anderer Staaten, ür 
Deutschland. Von den Vereinigten Staaten 
konnten nur wenige Verstöße registriert wer‐
den, da sie seit 1984 den Internationalen Ge‐
richtshof nicht anerkennen. So bleiben z.B. 
Mißhandlungen, Folterungen und andere 
Kriegsverbrechen in Afghanistan und ande‐

ren Staaten unbeachtet. Ein Beispiel dazu: 
1987/88 erfolgten zwei Angriffe auf eine ira‐
nische Bohrplaform im Persischen Golf. Par‐
allelen zur Gegenwart sind durchaus denkbar. 
Die USA sind an fast allen Kriegen seit 1945 
beteiligt, bzw. haben diese ausgelöst. Diese 

Kriegsverbrechen bleiben bis 
heute ungesühnt. Der Nach‐
folger des Internationalen Ge‐
richtshofes ist der 
Internationale Strafgerichts‐
hof (IStGH) im niederländi‐
schen Den Haag, der seit 2003 
ür die Verfolgung besonders 
schwerer Straaten wie Völ‐
kermord, Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit und 
Kriegsverbrechen zuständig 
ist. Einige Staaten lehnen den 
IStGH ab. So erkennen die 
USA, Rußland und China die 
Legitimität des Gerichtshofs 
nicht an. 

Einige Gedanken zum Arti‐
kel 2 Absatz 4. Alle Mitglieder 
enthalten sich in ihren inter‐
nationalen Beziehungen der 
Drohung mit Gewalt oder der 
Gewaltanwendung, die gegen 
die territoriale Unversehrtheit 
oder die politische Unabhän‐
gigkeit irgendeines Staates 
gerichtet oder sonst mit den 
Zielen der Vereinten Nationen 
unvereinbar ist. 

Manlio Dinucci schrieb in 
einem Artikel in der Il Mani‐

festo (Italien) am 21. November 2018:
In der Zusammenfassung seines letzten 

strategischen Dokuments - 2018 National 
Defense Strategy of the United States of 
America (dessen gesamter Text geheim ist) - 
behauptet das Pentagon, daß "die Vereinigten 
Staaten und ihre Verbündeten nach dem 
Zweiten Weltkrieg eine freie und offene in‐
ternationale Ordnung geschaffen haben, um 
die Freiheit des Volkes vor Aggression und 
Zwang zu schützen", aber daß "diese Ord‐
nung derzeit von Rußland und China unter‐
graben wird, die gegen die Grundsätze und 
Regeln der internationalen Beziehungen ver‐
stoßen". Einer Schätzung der Toten durch 
Kriege in der Studie müssen wir eine nicht 
quantifizierte Zahl von Toten, wahrschein‐
lich Hunderte von Millionen, hinzuügen, die 
von 1945 bis heute durch die indirekten Aus‐
wirkungen von Kriegen verursacht wurden - 
Hungersnot, Epidemien, Zwangsmigrationen, 
Sklaverei und Ausbeutung, Umweltschäden, 
Abzug von Ressourcen ür lebenswichtige 
Bedürfnisse, um die Militärausgaben zu de‐
cken.

Es werden die Kriege und Staatsstreiche 
der Vereinigten Staaten in 30 asiatischen, 
afrikanischen, europäischen und lateinameri‐
kanischen Ländern dokumentiert. Daraus 
geht hervor, dass die US-Streitkräe direkt 
ür zwischen 10 und 15 Millionen Tote ver‐
antwortlich sind, die durch die großen Krie‐
ge verursacht wurden - die gegen Korea und 
Vietnam und die beiden Kriege gegen den 
Irak. Zwischen 10 und 14 Millionen weitere 
Tote wurden durch die Stellvertreterkriege 
der alliierten Streitkräe verursacht, die von 
den USA in Afghanistan, Angola, Kongo, Su‐
dan, Guatemala und anderen Ländern, aus‐
gebildet und befehligt wurden.

Der Vietnamkrieg, der sich auf Kambodscha 
und Laos ausbreitete, verursachte geschätzte 
7,8 Millionen Todesälle (plus eine große Zahl 
von Verwundeten und genetischer Folgeschä‐

den, die Generationen aufgrund des von US-
Flugzeugen versprühten Dioxins betreffen).

Der Stellvertreterkrieg der 1980er Jahre in Af‐
ghanistan wurde von der CIA organisiert, die - 
in Zusammenarbeit mit Oussama ben Laden und 
Pakistan - mehr als 100.000 Mudschahedin aus‐
gebildet und bewaffnet hae, um die sowjeti‐
schen Truppen zu bekämpfen, die in die 
"afghanische Falle" gegangen waren (wie es spä‐
ter von Zbigniew Brzezinski beschrieben wur‐
de, indem er erklärte, daß die Ausbildung der 
Mudschahedin im Juli 1979, ünf Monate vor der 
sowjetischen Intervention in Afghanistan, be‐
gonnen hae).

Der blutigste Staatsstreich 1965 in Indonesi‐
en wurde von der CIA organisiert - sie übergab 
die Liste der ersten 5.000 Kommunisten und an‐
derer zum Tode verurteilter Kommunisten an 
die indonesischen Todesschwadronen. Die Zahl 
der ermordeten Menschen wird auf 500.000 bis 
3 Millionen geschätzt.

Das ist die "freie und offene internationale 
Ordnung", die die Vereinigten Staaten, auch 
heute noch weiterhin verfolgen, um "die Men‐
schen vor Aggression und Zwang zu schützen". 
Nicht einer dieser Fälle wurde durch die UNO 
nach Artikel 2 Absatz 4. der Charta behandelt. 

Heute wird Rußland nach diesem Artikel von 
den USA und seinen Verbündeten beurteilt. 
Rußland hat einen „brutalen Angriffskrieg“ ge‐
gen die Ukraine begonnen. Und alle weiteren 
Maßnahmen und Sanktionen der Gegner Ruß‐
land beziehen sich auf diese Festlegung, auch 
durch die UNO. Rußland ist in die Falle gegan‐
gen, die durch die USA und ihre Verbündeten 
gestellt wurde. Wie war das doch mit der Falle? 
Ja, laut UNO Charta ist der Kriegsbeginn durch 
Rußland ein Angriffskrieg. Stehen in beiden Fäl‐
len wieder politische Ziele über dem Völker‐
recht? Dazu braucht es keine weiteren 
Argumente.

Wir sollen und müssen in dieser Situation 
Partei ergreifen. Durch unsere Medien wird in 
der Kriegspropaganda zur Solidarität mit der 
Ukraine aufgerufen, zu einem Land mit einer fa‐
schistischen Regierung. Wir sagen dazu Nein! 
Wir ergreifen Partei ür die tausende Menschen, 
die in diesem Krieg sterben, ür die Söhne und 
Töchter der Arbeiterklasse der kriegsührenden 
Parteien. Das sind nicht unsere Feinde. Sie sind 
Kanonenfuer der imperialistischen Herrscher 
dieser Welt. Wir wissen wer unser Feind ist, der 
Imperialismus, auch in Deutschland. Dagegen 
müssen wir ankämpfen..

Ideologische Kommission



2 Die Rote Fahne  November 2022

Herbst ­ Demos in Ostdeutschland

Tausende Menschen gehen, vor allem im 
Osten Deutschlands, auf die Straßen. Sie 

bringen ihre Unzufriedenheit zur Entwicklung 
der Gas- und Strompreise und der rasant 
steigenden Inflation zum Ausdruck. Warum 
wird im Osten mehr demonstriert als im 
Westen? Hoch datierte Experten wollen 
wissen, daß sei ein Überbleibsel aus der DDR 
Zeit, wo die deutsch-sowjetischen 
Freundscha ür viele Ostdeutsche Herzens- 
sache war. Milerweile hat aber jeder 
Ostdeutsche begriffen, die Russische 
Föderation ist nicht die Sowjetunion. Und dort 
herrschen jetzt die gleichen Kapitalisten wie 
in Deutschland.

Warum also dann die Demonstrationen: 32 
Jahre nach der Annexion der DDR, und dem 
Wüten der Treuhand gibt es nur wenig 
Industrie. Die Firmen sind kleiner, die 
Rücklagen, die Kaura – alles ist kleiner. 

Darum sind steigende Preise viel 
verheerender ür Unternehmen wie 
Verbraucher. Die Lohnunterschiede zwischen 
Ost und West sind noch größer geworden. 
Vollzeitbeschäigte verdienen im Osten 1.017 
Euro bruo im Monat weniger als im Westen. 
Sie müssen daür auch noch länger arbeiten. 
Vier von zehn Fachkräen im Osten haben 
weniger in der Lohntüte als Helfer ohne 
Ausbildung im Westen. Über 1,2 Millionen 
Menschen, vor allem junge Menschen, sind 
deshalb abgewandert. Und die 
Wirtschaskra ist nach 32 Jahren „Deutsche 
Einheit“ geringer als des schwächsten 
westdeutschen Bundeslandes Schleswig-
Holstein. Jeder zweite Ostdeutsche wird beim 
aktuellen Rentenniveau nach 45 
Beitragsjahren (durchgehend Vollzeit) eine 
Rente von unter 1.200 Euro Neo erhalten. 

Da ühlt man sich doch wie in einer 

Kolonie, der Deutschen Kolonie Ost. Aber die 
Menschen demonstrieren friedlich und halten 
sich an die vorgegebenen Festlegungen der 
Behörden. Sie bringen eben nur ihre 
Verzweiflung zum Ausdruck. „Das muß die 
Demokratie aushalten“, betonte Frank Walter 
Steinmeier. Und das alles wegen des Ukraine 
Krieges - wie uns die Medien einbläuen⁈ Man 
hat das Geühl, das eigene Volk wird von 
unseren Politikern hintergangen. Hinter dem 
Ukraine Krieg, der angeblich an dieser 
Situation Schuld haben soll, verstecken sich 
unsere Politiker. „Wir stehen so lange an eurer 
Seite, wie Ihr uns braucht', dann möchte ich 
auch liefern, egal, was meine deutschen 
Wähler denken, aber ich möchte ür die 
ukrainische Bevölkerung liefern." (Annalena 
Baerbock). 

Darüber muß man schon etwas 
nachdenken. Wer hat die Osterweiterung der 

NATO bis an die russische Grenze gebracht? 
Wer hat die Ukraine zu einem faschistischen 
Land entwickelt? Und wer hat mit den 
Sanktionen gegen Rußland begonnen, die uns 
größtenteils auf unseren eigenen Füße fielen, 
als der Krieg noch gar nicht angefangen 
hae? Und warum müssen wir uns von 
russischer Gaslieferung unabhängig machen 
und uns in die Abhängigkeit der USA 
begeben? Warum wurde Rußland zum Feind 
erklärt? Da wird es Zeit, daß die friedlichen 
Demonstranten aufwachen. Wacht auf, ihr 
Verdammten! Sucht den wahren Schuldigen 
an dieser Situation. Es ist der deutsche 
Imperialismus mit seinen Bossen und Lakaien. 
Schreit ihnen eure Wut ins Gesicht. Hier bei 
uns in Deutschland steht der Feind. Es ist der 
deutsche Imperialismus!

Jürgen Geppert

Frieden und Krieg
E in Krieg braucht zuallererst Soldaten, willige Kämpfer ür 

politisches Ziele, die anders nicht erreicht werden kön‐
nen. Ukrainische Arbeiter und Bauern, deren Interesse gewiß 
nicht der Krieg ist, werden dazu ausgebildet und lassen ihr Le‐
ben. Der Kampf um die Freiheit und Selbständigkeit der Ukrai‐
ne sei das Ziel, so wird ihnen vorgegaukelt. Das ist ein 
ürchterlicher Betrug am ukrainischen Volk.

Diese ukrainische Soldaten werden zur Kriegsührung auch 
in Europa ausgebildet. Die militärische Ausbildung dieser Sol‐
daten fand bisher auf rein nationaler Ebene sta. In Großbri‐
tannien  trainieren ukrainische Soldaten den Häuserkampf, 
um Städte wie etwa Cherson einnehmen zu können. Dieses 
Trainingsprogramm haben inzwischen rund 5.000 ukrainische 
Militärangehörige absolviert. Zur Unterstützung haben meh‐
rere NATO-Staaten sowie Neuseeland Militärausbilder in das 
Vereinigte Königreich entsandt. Die EU hat beschlossen, zur 
Ausbildung ür ukrainische Soldaten gezielt zur ukrainischen 
Offensive gegen die von Rußland besetzten Gebiete beizutra‐
gen. Ausbilder aus EU-Staaten sollen nun auch  Soldaten der 
Bundeswehr sein.  Geplant ist zunächst, ca. 15.000 Ukrainer 
zu trainieren. Das Mandat der EU ür den künigen Ausbil‐
dungseinsatz beläu sich auf vorerst zwei Jahre. Es kann pro‐
blemlos verlängert werden. Man rechnet also mit einem Krieg, 
der sich über Jahre hinweg ziehen wird. Den USA und den 
Mächtigen der verbündeten NATO Staaten interessiert über‐
haupt nicht, daß dabei ein ganzes Volk geopfert wird, das 
ukrainische.

Damit stellt sich die Frage ob bei diesen Maßnahmen die 
Schwelle zum aktiven Kriegseintri überschrien wird. Die 
Bundesregierung beschäigt sich schon seit März mit dieser 
Problematik.  Der Wissenschaliche Dienst des Bundestags 
kam Mie März in einer Analyse zu dem Schluß, Waffenlie‐

ferungen seien unbedenklich. Wenn man allerdings „auch die 
Einweisung der Konfliktpartei“ in den Gebrauch der geliefer‐
ten Waffen leiste, „würde man den gesicherten Bereich der 
Nichtkriegsührung verlassen“. Das Verteidigungsministeri‐
um geht davon aus, dies sei nicht der Fall. Man versteckt sich 
hinter dem Justizminister Marco Buschmann (FDP). Er wird 
mit der Einschätzung zitiert, „95 Prozent der Völkerrechtswis‐
senscha“ erklärten Ausbildungsmaßnahmen ür absolut un‐
problematisch. Und wieder muß man fragen, was steht nun 
im Vordergrund, das Völkerrecht oder politische Ambitionen. 
Welches politische Ziel soll erreicht werden? Freiheit und Ver‐
teidigung der Demokratie, so wird uns immer wieder erklärt. 
Wir brauchen diese bürgerliche Freiheit und Demokratie nicht. 
Sie dient nur der Unterdrückung der Arbeiterklasse und des 
ganzen Volkes.  

Dieser EU-Ausbildungseinsatz, der womöglich einem 
Kriegseintri gleichkommt, wird zu einem Zeitpunkt gestar‐

tet, zu dem ein Sabotageakt in der Bundesrepublik ür erheb‐
liche Unruhe sorgte. Bei der Deutschen Bahn wurden im 8. 
Oktober Kommunikationskabel an zwei Stellen – nahe Berlin 
und in Nordrhein-Westfalen – durchtrennt. Das hae zu ei‐
nem mehrstündigen Zugausfall in weiten Teilen Nord‐
deutschlands geührt. Der Kommandeur des Territorialen 
Führungs- kommandos der Bundeswehr, General Carsten 
Breuer, sah in diesem Anschlag einen Zusammenhang mit 
dem Ukraine-Krieg. „Wir stellen uns … auf hybride Bedro‐
hungen ein“, erklärte Breuer; so könne es jederzeit zu An‐
griffen beispielsweise auch auf Krawerke oder 
Umspannstationen, also auf die Stromversorgung, kommen: 
„Das ist der Zustand zwischen nicht mehr ganz Frieden, aber 
auch noch nicht richtig Krieg.“ Da hat er wohl Recht. Das ist 
der Zustand des Überganges zu einem drien Weltkrieg. Der 
deutsche Imperialismus ist dazu bereit. Das Kriegsverbre‐
cherland USA  bündelt seine Aktivitäten zur Aufrüstung und 
Ausbildung der ukrainischen Streitkräe in einem neuen 
Kommando in Wiesbaden-Erbenheim. Damit wird Deutsch‐
land endgültig als Drehscheibe ür die militärischen Aktivitä‐
ten sämtlicher NATO-Mitglieder in Ost- und Südosteuropa 
eingebunden.  Ganz leise, aber nicht unauällig lanciert der 
deutsche Imperialismus im Schlepptau der USA zu einer üh‐
renden Kriegsmacht. Das ist dann die von Bundeskanzler 
Scholz angekündigte Zeitenwende. 

Nur unter großen Anstrengungen aller Kommunisten in 
Deutschland begreifen die Menschen wer unser Feind ist. Er 
steht im eigenen Land. Diese Gedanken zu verbreiten, daür 
lohnt es sich Verbündete zu suchen, und zu kämpfen.

Ideologische Kommission

D urch den Kriegsausbruch am 24. Febru‐
ar 2022 hat sich weltweit die Dominanz 

der Sicherheitspolitik gegenüber der Klima‐
politik ergeben. Hieß es im Koalitionsvertrag 
der Berliner Ampelregierung noch ‘Friede, 
Freude, Eierkuchen‘, so hat der 24. Februar 
Mars zum Weltregenten emporsteigen lassen, 
und zwar blitzartig. Die Welt hat über Nacht 
ein anderes, grimmiges Gesicht bekommen, 
aber die Ampelpolitikerinnen und Politiker 
müssen weiterhin lächeln, durch die Inflation 
immer teurer werdenden Eierkuchen backen, 
um als Freunde des Friedens und der Freude 
ihr Gesicht zu wahren. In keinem Land der 
Welt gibt es eine größere Diskrepanz zwi‐
schen Wahrheit und Lüge als in Deutschland. 
Die Masken sind doch längst gefallen. Noch 
nie war es in der deutschen Geschichte so 
einfach Lenins Hinweis zu beachten, bürger‐
liche Politiker nicht nach ihren Worten, son‐
dern nach Ihren Taten zu beurteilen. Die 
Verarschung des deutschen Volkes ist in ei‐
nem Ausmaß vorhanden, zu dem sich in sei‐
ner Geschichte kein Seitenstück finden läßt. 
Alle ührenden bürgerlichen Politiker haben 

den Panzer an erste Stelle gesetzt, mögen 
auch noch so viele kahle Fußballfelder ins 
Amazonasgebiet geschlagen werden. 

Die Grünen in Deutschland lassen es zu, 
daß Habeck, ein Philosoph mit Hochschulab‐
schluß, das in einer Zeit immer rascher zu‐
nehmender Globalisierung sinnleere Wort 
vom ‘ökologischen Patriotismus‘ geprägt hat. 
Studium ür die Katz, kann man da nur sagen. 
Dieses Heulen mit den kapitalistischen Wöl‐
fen zwingt heute auch die deutschen Grünen 
mit doppelter Zunge zu sprechen, vorzuge‐
ben, eine Partei des Friedens zu sein und wie 
Anton Hofreiter gegen die russischen Völker 
“eine Realpolitik in ihrer brutalsten Ausprä‐
gung“ zu fordern, ohne daß die Forderung 
nach Parteiausschluß dieser Canaille laut 
wird. Ohne es selbst zu wissen, schreit Ho‐
freiter den ganzen Frust der grünen Bewe‐
gung heraus, aus einem Einknicken vor dem 
Klassenfeind beim Abflauen der 68er Bewe‐
gung geboren worden zu sein. Seitdem ist die‐
se Bewegung eine des permanenten Kotaus 
vor dem Kapital, sie hat an der Hürde sozia‐
ler Emanzipation vorbeigegriffen. Der impe‐

rialistische Krieg ist die Politik des 
internationalen Finanzkapitals. Dessen Real‐
politik in ihrer brutalsten Ausprägung ist 
eben der Einsatz von Nuklearwaffen, seien es 
nun taktische oder strategische. Der Grüne 
Hofreiter erweist sich als feines Früchtchen. 
Er ist aber auch ein Beleg, daß die Grünen ein 
Sammelbecken von Unähigen sind, unähig, 
den Krieg gegen die Umweltzerstörung mit 
dem Krieg gegen den imperialistischen Krieg 
zu verbinden. 

Aus der mit Pfaffenkindern durchseuchten 
kleinbürgerlichen Meute der 68er Bewegung, 
die sich als unähig erwies, die Frage der 
Überwindung der Klassenkämpfe in der BRD 
zur Zeit des Vietnamkrieges in den großen 
Städten bürgerkriegsgemäß zu lösen, ist eine 
widerliche, kleinbürgerliche grüne Plärre 
hochgekocht, die zu Bäumen in der Dunkel‐
heit der Wälder Zuflucht nahm und nimmt, 
Wotan anru, und der ein muslimischer Zie‐
genbauer in der ‘Äußeren Mongolei‘ mental 
viel näher steht, als ihr Wohnungsnachbar, 
der sich bei VW durch Schichtarbeit seine Ge‐
sundheit ruiniert. Wer wie die Grünen und 

andere kleinbürgerliche und bürgerliche Par‐
teien dem Finanzkapital den kleinen Finger 
reicht, den frißt das Finanzkapital mit Haut 
und Haaren, der wird innerhalb kurzer Zeit 
einer Gehirnwäsche unterzogen die darauf 
hinausläu, aus Menschen Wölfe zu machen 
und die Dinge mit den Augen der Imperialis‐
ten zu sehen. Eine entmenschte Welt, eine 
sich ausschließlich aus Wölfen bildende. Sta‐
lin pflegte zu sagen, die kapitalistischen Wöl‐
fe schlafen nicht. 

Das ist ja das Positive am imperialistischen 
Krieg. Er kitzelt die faschistischen Seelen aus 
den bürgerlichen Bälgern heraus. Aus der 
Grünen Baerbock, aus dem Grünen Hofreiter, 
aus der Liberalen Strack-Zimmermann, aus 
dem Christen Friedrich Merz, der durch die 
Sanktionspolitik den industriell-militärischen 
Komplex Rußlands das Rückgrat brechen 
möchte. Man bedenke, daß das Millionen 
Menschen in Rußland an den Hungerstab 
bringen würde, allein in Moskau sind durch 
die Schließung ausländischer Firmen 200 000 
Menschen aufs Pflaster geworfen worden.

Heinz Ahlreip

Hofreiters Ritt gen Osten
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E in Bericht der Partei der Arbeit Öster‐
reichs (PdA) über den Gründungskon‐

greß der Jugendfront der PdA
Am Samstag, 15. Oktober, fand in Linz der 

Gründungskongreß der Jugendfront der 
Partei der Arbeit Österreichs sta. Junge 
Menschen aus ganz Österreich versammel‐
ten sich zum ersten Kongreß, um gemein‐
sam eine kommunistische Jugend- 
organisation zu gründen.

Eröffnet wurde der Kongreß von Tibor 
Zenker, dem Vorsitzenden der Partei der 
Arbeit in Österreich. Er betonte, daß dies 
ein historischer Tag ür die österreichische 
Arbeiterbewegung sei. Mit der Gründung 
der Jugendfront gibt es wieder eine kom‐
munistische, eine marxistisch-leninistische 
Jugendorganisation in Österreich, die mit 
der Partei der Arbeit Österreichs, der mar‐
xistisch-leninistischen Kampfpartei der Ar‐
beiterklasse in Österreich, verbunden ist. Er 
ügte hinzu, daß "mit dieser Gründung ein 
Zustand überwunden wird", "der lange Zeit 
unerträglich und unannehmbar war, ein Zu‐
stand, der ein echtes Hindernis ür die wei‐
tere Entwicklung des organisierten 
revolutionären Klassenkampfes darstellte, 
ein Zustand, der junge Kommunisten in den 

Sumpf von Opportunismus und Revisionis‐
mus und linker Beliebigkeit zu ziehen droh‐
te". Dies hat nun ein Ende.

Im Mielpunkt des Gründungskongreßes 
standen die Generaldebae und die Verab‐
schiedung der Politischen esen und der 
Satzung der neu gegründeten Jugendorga‐
nisation. Die Generaldebae diente dem 
Austausch zwischen den verschiedenen 
Gruppen über die praktische politische Ar‐
beit vor Ort. Die Delegierten der Gruppen 
berichteten über Erfolge und Probleme bei 
der Organisation von ganz konkreten Ver‐
anstaltungen, Infotischen, Kundgebungen 
usw.

Die politischen esen bilden die Grund‐
lage ür die zukünige Arbeit in der Jugend 
der Jungen Front. Sie wurden bereits im 
Vorfeld des Kongreßes in den Gruppen dis‐
kutiert. Zahlreiche Änderungs- und Ergän‐
zungsvorschläge wurden bereits im Vorfeld 
des Kongreßes vom Zentralrat in die politi‐
schen esen aufgenommen, andere wur‐
den auf dem Kongreß diskutiert. Die 
politischen esen wurden einstimmig an‐
genommen.

Die Jugendfront der Partei der Arbeit Ös‐
terreichs ist als kommunistische Jugendor‐

ganisation auch eine antiimperialistische 
und internationalistische Jugendorganisati‐
on. Von großer Bedeutung waren daher die 
internationale Anerkennung der Gründung 
der Jugendfront und die Grußworte der 
kommunistischen und Arbeiterjugendorga‐
nisationen zur Gründung. Der Gründungs‐
kongreß bekräigte die unverbrüchliche 
Solidarität der Jugendfront mit dem Befrei‐
ungskampf des palästinensischen Volkes 
und dem Kampf des kubanischen Volkes ge‐
gen die kriminelle Blockade des US-Impe‐
rialismus und die Einmischung in die 
inneren Angelegenheiten des Landes. Der 
Gründungskongreß drückte seine Solidari‐
tät mit der Kommunistischen Jugend Vene‐
zuelas und der Kommunistischen Partei 
Venezuelas aus, die anhaltenden Angriffen 
der sozialdemokratischen Maduro-Regie‐
rung ausgesetzt sind. Der Gründungskon‐
greß erklärte auch seine Solidarität mit der 
Kommunistischen Partei von Swasiland und 
ihrem Kampf gegen die letzte Monarchie 
Afrikas.

Neben den internationalen Grüßen über‐
brachte auch der KZ-Verband/VdA-Oberös‐
terreich dem Gründungskongreß Grüße. 
Der KZ-Verband ist eine Vereinigung von 

Opfern und Widerstandskämpfern gegen 
den Faschismus und ist Mitglied der Fédéra‐
tion Internationale des Résistants. Die Ös‐
terreichisch-Kubanische-Freundschas- 
gesellscha überbrachte ebenfalls Grüße an 
den Kongreß.

Den Abschluß des Kongreßes bildete die 
Rede des neu gewählten Vorsitzenden der 
Jugendfront der Partei der Arbeit Öster‐
reichs, Moritz Pamminger. Er erinnerte die 
Teilnehmer an den gemeinsamen Weg von 
der Jugendkonferenz der Partei der Arbeit 
Österreichs bis heute. Was ein Jahr zuvor 
diskutiert wurde, eine marxistisch-leninisti‐
sche Jugendarbeit, wurde mit der Gründung 
der Jugendfront der Partei der Arbeit Öster‐
reichs konkret. Seit dem Beginn der Arbeit 
nach der Jugendkonferenz ist viel passiert. 
Pamminger erklärte, daß es nicht nur ge‐
lungen sei, bestehende Strukturen und 
Gruppen zu festigen, sondern auch zu 
wachsen und neue Gruppen zu gründen. 
Die Aufgabe der Jugendfront sei es, die Ju‐
gend in einer Front gegen das Kapital und 
seine Regierung sowie gegen das kapitalis‐
tische Bildungssystem und den Kapitalis‐
mus insgesamt zu organisieren.

Österreich: „Jugend in einer Front! Organisier dich!“

Staat zwischen Moral und Massenmord:
Die Rolle der BRD beim Genozid in Indonesien ab 1965

von Gregor Lenßen

Wer sich gegenwärtig die offiziösen 
Presseorgane wie BILD, Spiegel, 

ZDF antut, der gewinnt den Eindruck, daß 
die Menschenrechte praktisch im Land des 
Pleitegeiers im Jahre 1949 erfunden worden 
sind. Hier die freiheitliche Demokratie in 
den Staaten der westlichen Bündnissysteme, 
überall anders Finsternis, Diktatur und 
Willkür, allen voran natürlich bei dem rus‐
sischen „Machthaber“, dessen Name nicht 
o genug genannt werden darf.

Anders schaut es freilich aus, wenn man 
sich das staatlichen Handeln im Detail an‐
sieht, sta auf das Gefasel der Politiker von 
Freedom and Democracy zu hören. 1965 
war die Kommunistische Partei Indonesiens 
mit drei Millionen Mitgliedern die dri‐
größte kommunistische Partei der Welt, 
nach den Parteien der UdSSR und der VR 
China. Indonesien gehörte nach dem Ende 
des niederländischen Kolonialismus und 
Ende der japanischen Besatzung zu den 
1955 begründeten blockfreien Staaten, die 
weder NATO noch Warschauer Vertrag an‐
gehörten. Es herrschte unter Präsident Su‐
karno eine Art Macheilung zwischen 
Nationalismus (Militär), Religion (Islam) 
und Kommunisten, „Nasakom“ in Landess‐
prache abgekürzt. Hier muß vorab kritisch 
angemerkt sein, daß die Bewaffnung aus‐
schließlich auf die nichtkommunistischen 
Teile monopolisiert war. Dennoch nahmen 
die Imperialisten auf dem Höhepunkt des 
kalten Krieges die Mitgliederzahl und den 
gesellschalichen Einfluß der Kommunisten 

als Bedrohung war. Indonesien war ihnen 
aufgrund seiner geostrategischen Lage so‐
gar wichtiger als Vietnam und es herrschte 
Hysterie, daß eine kommunistische Revolu‐
tion auf Australien übergreifen könnte. 
Dementsprechend bildete sich eine anti‐
kommunistische Phalanx aus den USA, 
Großbritannien, Australien und, was weni‐
ger bekannt ist, der BRD. Ein angeblicher 
kommunistischer Putsch, ür den wie oben 
geschildert schon allein die Bewaffnung 

fehlte, wo also von einer Inszenierung aus‐
zugehen ist, wurde mit einem realen Putsch 
von General Suharto beantwortet. Mindes‐
tens 500.000 Menschen wurden massakriert, 
viele von Ihnen Kommunisten oder unter 
dem Verdacht stehend, den Kommunisten 
anzugehören. Auch Präsident Sukarno wur‐
de infolgedessen ermordet.

Die Beteiligung der US-Imperialisten ist 
bereits lange bekannt, die BRD agierte hin‐
gegen etwas diskreter im Schaen und be‐
teiligte sich an der geheimdienstlichen 
Wühlarbeit in Indonesien. Das Land war 
neben Südamerika ein beliebter Zufluchts‐
ort ür alte Nazis, die nach 1945 das Weite 
suchten. Diese dienten dem ebenfalls sehr 
braunen Auswärtigen Amt der BRD als weit 
ausgeworfenes Netzwerk. Eine BND elle 
in Indonesien war SS-Obersturmbannührer 
Rudolf Oebsger-Röder, der sogar ür Gene‐
ral Suharto eine Biografie schrieb unter 
dem blumigen Titel „e smiling general: 
President Soeharto of Indonesia“, die 1969 
in Indonesien veröffentlicht wurde.

Heute liegen die Aktenauszüge des Aus‐
wärtigen Amtes aus dieser Zeit vor und sie 
sind äußerst vielsagend und legen offen, in 
welcher Weise der deutsche Imperialismus 
dem „lächelnden General“ beim Massen‐
mord an seinem Volk assestierte. Kürzlich 
sendete ein in Deutschland und der EU 
milerweile verbotener russischer Aus‐
landsnachrichtensender eine Dokumentati‐
on unter dem Titel „Indonesia’s 1965 
Genocide: Germany’s Unknown War 

Against Communism“ die hier jedem ans 
Herz zu legen sei und u. a. auf der Youtube-
Alternative Odysee zu finden ist.

Die freigegebenen Akten des Auswärtigen 
Amtes beweisen, daß die dort anwesenden 
BRD-Diplomaten nicht nur ausgezeichnet 
über den laufenden Genozid informiert wa‐
ren, sondern gerade in diesem Moment die 
wirtschalichen Beziehungen sogar ver‐
tieen. Zeitgenössische Aktenfunde zeigen 
detaillierte Informationen über die Opfer‐
zahlen, im nüchternen Nazisprech eines 
bundesdeutschen Beamten schrieb man 
wortwörtlich über die „Ausroung“ einer 
regionalen Formation der kommunistischen 
Partei.

Schnelle und großzügige Hilfe stellte die 
BRD schon zu Beginn des Putsches in Aus‐
sicht. Ohne viel bürokratisches Lamentieren 
sollten Pistolengriffe ohne deutsche Ken‐
nung geliefert werden. Als die Mörder 1968 
neue Waffen forderten, lieferte Bonn eben‐
falls. Zwei Schnellbriefe zwischen dem 
Wirtschasminister und dem Auswärtigen 

belegen die Lieferung von 30.000 G3 
Schnellgewehren.

Warum das ganze? Neben dem herüber‐
gereeten Antikommunismus der alten Na‐
zis innerhalb und außerhalb des 
westdeutschen Staates ging es den Herr‐
schaen in Bonn vor allem um die Durch‐
setzung der Hallstein-Doktrin. Diese 
besagte, daß jegliche Beziehung mit ande‐
ren Staaten abgebrochen werden, wenn sie 
diplomatische Beziehungen mit der DDR 
aufnehmen, die seinerzeit noch „Sowjeti‐
sche besetzte Zone“ genannt wurde. BRD-
Botschaer Luitpold Werz drohte seinem 
indonesischen Gesprächspartner, daß die 
Kredite und jegliche Unterstützung im Falle 
einer Botschaseröffnung in der DDR hin‐
ällig würden. Werz war, wie alle Bot‐
schaer der BRD, in Indonesien von 1952 
bis 1970 natürlich auch ein alter Nazi.

Bis heute bestreiten die offiziellen Stellen 
der BRD Ihre Mitwirkung an diesem bestia‐
lischen Verbrechen gegen die Menschlich‐
keit. Es fehlt hier der Platz um die brutalen 
Miel der Massentötung zu beschreiben, die 
häufig mit Äxten und anderen Stichwaffen 
verübt wurden und die Flüsse mit Leichen 
üllten.

Man darf dies alles niemals vergessen, 
wenn ein Stellvertreter dieser Bundesrepu‐
blik es wagt, sich selbstgeällig als Richter 
zu inszenieren. Man muß sich immer wie‐
der ins Gedächtnis rufen, daß diejenigen, 
die voller Empörung über „Mauerbau und 
Stacheldraht“ die DDR anklagten und im‐
mer noch anklagen, mit Mieln der äußers‐
ten Gewalt ür ihre schmutzigen Zwecke 
nie ein Problem haen. Das gilt auch spezi‐
ell heute im Jahr 2022. Die heutige Verant‐
wortliche des Auswärtigen Amtes ist die 
Außenministerin, die Anna-Lena Baerbock 
heißt. Frau Baerbock wird derzeit als das 
Gesicht der heuchlerischen Moral der BRD 
wahrgenommen. Selbstverständlich weiß 
auch sie, wenn sie ihren Job beherrscht, von 
den Verbrechen ihres Staates in Indonesien 
und schweigt wohlweislich darüber, wäh‐
rend sie in der Gegenwart damit beschäigt 
ist mit fanatischem Eifer die Verbrechen ih‐
res Staates in der Ukraine mit moralintrun‐
kenen Worten und Waffen anzufeuern.

Als Kommunisten sind wir keine Moralis‐
ten sondern Materialisten, dennoch sei uns 
der unversöhnliche Hinweis gestaet, daß 
dieser BRD-Staat keine Moral kennt, außer 
der des Profits und es nichts gibt, ür das 
wir uns in dessen Angesicht je zu schämen 
häen!

Zeitgenössischer Aktenauszug von 1965: Das Auswärtige Amt ist über die „Ausroung“ von Kommunisten sehr gut im Bilde. elle: redfish



4 Die Rote Fahne  November 2022

Putin zur Teilmobilmachung: „Stehen nicht nur neonazistischen Formationen, 
sondern dem gesamten militärischen Apparat des kollektiven Westens gegenüber.“
Wir bringen an dieser Stelle die nur 

geringfügig gekürzte Rede des russi‐
schen Staatspräsidenten Wladimir Pu‐
tin vom 21.09.2022. In den bürgerlichen 
Medien der BRD wurden zumeist nur 
die Passagen zitiert, die ohne Kontext 
eine wahlweise aggressive und/oder 
verzweifelte Position der russischen Fö‐
deration belegen sollen. Jeder möge 
sich ein eigenes Bild machen!

Liebe Freunde!

D as ema meiner Rede ist die Lage im 
Donbass und der Verlauf der Militär‐

operation zur Befreiung des Donbass von 
dem neonazistischen Regime, das 2014 
durch den bewaffneten Staatsstreich die 
Macht in der Ukraine übernommen hat.

Ich wende mich heute an Sie, an alle Bür‐
ger unseres Landes, an die Menschen ver‐
schiedener Generationen, Altersgruppen 
und Ethnien, an das Volk unseres großen 
Muerlandes, an alle, die das große histori‐
sche Russland vereint, an die Soldaten und 
Offiziere, an die Freiwilligen, die jetzt an der 
Front kämpfen, die im Kampfeinsatz sind, 
an unsere Brüder und Schwestern – an die 
Bewohner der Volksrepubliken Donezk und 
Lugansk, der Regionen Cherson und Sapo‐
roschje und anderer vom neonazistischen 
Regime befreiter Gebiete.

Es geht um die notwendigen, dringenden 
Schrie zum Schutz der Souveränität, der 
Sicherheit und der territorialen Integrität 
Russlands, um die Unterstützung des 
Wunsches und des Willens unserer Lands‐
leute, ihre Zukun selbst zu bestimmen, 
und um die aggressive Politik eines Teils der 
westlichen Eliten, die mit allen Mieln ver‐
suchen, ihre Vorherrscha aufrechtzuerhal‐
ten, und zu diesem Zweck versuchen, 
jegliche souveränen, unabhängigen Ent‐
wicklungszentren zu blockieren und zu un‐
terdrücken, um anderen Ländern und 
Völkern weiterhin ihren Willen und ihre 
Pseudo-Werte aufzuzwingen.

Das Ziel dieses Westens ist es, unser Land 
zu schwächen, zu zerschlagen und letztlich 
zu zerstören. Sie sagen bereits offen, dass es 
ihnen 1991 gelungen ist, die Sowjetunion zu 
zerschlagen, und dass es nun an der Zeit ist, 
dass Russland selbst in eine Vielzahl von 
tödlich verfeindeten Regionen und Gebieten 
zerällt. 

Und sie hecken diese Pläne schon seit lan‐
gem aus. Sie haben Banden von internatio‐
nalen Terroristen im Kaukasus aufgehetzt 
und die offensive Infrastruktur der NATO in 
die Nähe unserer Grenzen gebracht. Sie ha‐
ben die totale Russophobie zu ihrer Waffe 
gemacht und jahrzehntelang gezielt den 
Hass auf Russland geschürt, vor allem in 
der Ukraine, der sie das Schicksal eines anti-
russischen Brückenkopfes bereitet haben, 
und sie haben das ukrainische Volk zu Ka‐
nonenfuer gemacht und es in einen Krieg 
mit unserem Land getrieben. Sie haben die‐
sen Krieg bereits 2014 entfesselt, indem sie 
die Armee gegen Zivilisten eingesetzt, einen 
Völkermord, eine Blockade und Terror ge‐
gen die Menschen organisiert haben, die 
sich weigerten, die Regierung anzuerken‐
nen, die durch den Staatsstreich in der 
Ukraine entstanden war.

Und nachdem das heutige Kiewer Regime 
eine friedliche Lösung des Donbass-Pro‐

blems de facto öffentlich ablehnt und dar‐
über hinaus seinen Anspruch auf 
Atomwaffen angekündigt hat, wurde abso‐
lut klar, dass ein neuer, weiterer groß ange‐
legter Angriff auf den Donbass, wie er 
bereits zweimal zuvor stagefunden hae, 
unvermeidlich war. Und dann würde, eben‐
so unvermeidlich, ein Angriff auf die russi‐
sche Krim – auf Russland – folgen. 

Vor diesem Hintergrund war die Ent‐
scheidung, eine präventive Militäroperation 
durchzuühren, absolut notwendig und die 
einzig mögliche. Ihre Hauptziele – die Be‐
freiung des gesamten Donbass – waren und 
bleiben unverändert.

Die Volksrepublik Lugansk ist bereits 
praktisch vollständig von Neonazis gesäu‐
bert worden. Die Kämpfe in der Donezker 
Volksrepublik gehen weiter. In acht Jahren 
hat das Kiewer Besatzungsregime hier eine 
tief gestaffelte Linie von schweren Befesti‐
gungen geschaffen. Deshalb operieren un‐
sere Einheiten und die Militäreinheiten der 
Donbass-Republiken planvoll und kompe‐
tent, setzen Militärtechnik ein, schonen die 
Soldaten und befreien das Gebiet von Do‐
nezk Schri ür Schri, befreien Städte und 
Dörfer von Neonazis und helfen den Men‐
schen, die das Kiewer Regime zu Geiseln 
und menschlichen Schutzschilder gemacht 
hat.

(…)
Im Zuge der Erüllung ihrer wichtigsten 

Aufgaben, der Verteidigung des Donbass, 
haben unsere Truppen auf der Grundlage 
der Pläne und Entscheidungen des Verteidi‐
gungsministeriums und des Generalstabs 
über die Gesamtstrategie auch bedeutende 
Gebiete der Regionen Cherson und Sapo‐
roschje sowie einige andere Gebiete von 
den Neonazis befreit. Infolgedessen hat sich 
eine lange Kontaktlinie gebildet, die mehr 
als tausend Kilometer lang ist.

Was ist das erste, worüber ich heute 
öffentlich sprechen möchte? Auch nach 
dem Beginn der Militäroperation, auch 
während der Verhandlungen in Istanbul, 
haben die Vertreter Kiews sehr positiv auf 
unsere Vorschläge reagiert, und diese Vor‐
schläge betrafen in erster Linie die Sicher‐
heit Russlands, unsere Interessen. Es ist 
jedoch offensichtlich, dass dem Westen eine 
friedliche Lösung nicht passte, so dass Kiew, 
nachdem bestimmte Kompromisse erzielt 
worden waren, den direkten Befehl erhielt, 
alle Vereinbarungen zu zerreißen.

Die Ukraine wurde weiter mit Waffen 
vollgepumpt. Das Kiewer Regime setzte 
neue Banden ausländischer Söldner und 
Nationalisten ein, nach NATO-Standards 
ausgebildete Militäreinheiten, die de facto 
unter dem Kommando westlicher Berater 
stehen.

Gleichzeitig wurde das in der Ukraine un‐
mielbar nach dem bewaffneten Staatss‐
treich von 2014 eingeührte Repressions- 
regime gegen die eigenen Bürger, auf das 
Härteste verschär. Die Politik der Ein‐
schüchterung, des Terrors und der Gewalt 
nimmt immer massivere, schrecklichere 
und barbarischere Formen an.

Ich möchte betonen, dass wir wissen, dass 
die Mehrheit der Menschen, die in den von 
den Neonazis befreiten Gebieten leben, vor 
allem in den historischen Gebieten von No‐

worossija, nicht unter dem Joch des Neona‐
zi-Regimes stehen wollen. In Saporoschje, 
der Region Cherson, Lugansk und Donezk 
sahen und sehen sie die Gräueltaten, die die 
Neonazis in den besetzten Bezirken der Re‐
gion Charkow durchühren. Die Nachfahren 
der Banderisten und Nazi-Straataillone tö‐
ten Menschen, foltern sie, werfen sie ins 
Geängnis, begleichen alte Rechnungen, 
massakrieren und foltern Zivilisten.

Vor Beginn der Feindseligkeiten lebten 
mehr als 7,5 Millionen Menschen in den 
Volksrepubliken Donezk und Lugansk so‐
wie in den Regionen Saporoschje und Cher‐
son. Viele von ihnen waren gezwungen, zu 
Flüchtlinge zu werden und ihre Heimat zu 
verlassen. Diejenigen, die geblieben sind – 
etwa ünf Millionen Menschen – sind nun 
ständigen Artillerie- und Raketenangriffen 
der militanten Neonazis ausgesetzt. Sie 
greifen Krankenhäuser und Schulen an und 
verüben Terroranschläge gegen Zivilisten. 

Wir kennen die uns nahe stehenden Men‐
schen nicht, wir haben kein moralisches 
Recht dazu, sie den Folterern ausliefern, wir 
können ihren aufrichtigen Wunsch, ihr 
Schicksal selbst zu bestimmen, nicht igno‐
rieren. Die Parlamente der Volksrepubliken 
des Donbass und die Militärverwaltungen 
der Regionen Cherson und Saporoschje ha‐
ben beschlossen, Referenden über die Zu‐
kun dieser Gebiete abzuhalten, und uns, 
Russland, gebeten, diesen Schri zu unter‐
stützen.

(…)
Liebe Freunde!
Heute operieren unsere Streitkräe, wie 

ich bereits gesagt habe, an einer mehr als 
tausend Kilometer langen Kontaktlinie und 
stehen nicht nur neonazistischen Formatio‐
nen, sondern dem gesamten militärischen 
Apparat des kollektiven Westens gegenüber.

In dieser Situation halte ich es ür not‐
wendig, folgenden Beschluss zu fassen, der 
den Bedrohungen, mit denen wir konfron‐
tiert sind, voll und ganz gerecht wird, näm‐
lich zum Schutz unseres Heimatlandes, 
seiner Souveränität und territorialen Inte‐
grität, zur Gewährleistung der Sicherheit 
unseres Volkes und der Menschen in den 
befreiten Gebieten den Vorschlag des Ver‐
teidigungsministeriums und des General‐
stabs zu unterstützen, in der Russischen 
Föderation eine Teilmobilmachung durch‐
zuühren.

Ich wiederhole: Es handelt sich um eine 
Teilmobilisierung, das heißt, dass nur Re‐
servisten zum Militärdienst einberufen wer‐
den, und zwar vor allem diejenigen, die in 
den Reihen der Streitkräe gedient haben 
und über bestimmte militärische Berufe und 
einschlägige Erfahrungen verügen.

Diejenigen, die mobilisiert werden, durch‐
laufen eine zusätzliche militärische Ausbil‐
dung, bevor sie zu den Einheiten entsandt 
werden, wobei die Erfahrungen der Militär‐
operation berücksichtigt werden.

(….)
Ich möchte hinzuügen, dass der Erlass 

über die Teilmobilisierung auch zusätzliche 
Maßnahmen zur Erüllung des staatlichen 
Verteidigungsaurags vorsieht. Die Direk‐
toren des militärisch-industriellen Komple‐
xes sind unmielbar ür die Steigerung der 
Produktion von Waffen und militärischer 

Ausrüstung sowie ür die Bereitstellung zu‐
sätzlicher Produktionskapazitäten verant‐
wortlich. Im Gegenzug sollten alle Fragen 
der materiellen, ressourcenbezogenen und 
finanziellen Unterstützung ür Unterneh‐
men der Verteidigungsindustrie von der Re‐
gierung unverzüglich geklärt werden.

Liebe Freunde!
Mit seiner aggressiven anti-russischen 

Politik hat der Westen alle Grenzen über‐
schrien. Wir hören ständig Drohungen ge‐
gen unser Land und unser Volk. Einige 
unverantwortliche Politiker im Westen 
sprechen nicht nur von Plänen zur Liefe‐
rung von Langstrecken-Offensivwaffen an 
die Ukraine – Systeme, die Angriffe auf die 
Krim und anderen Regionen Russlands er‐
möglichen würden.

Derartige Terrorangriffe, bei denen auch 
westliche Waffen zum Einsatz kommen, 
werden bereits in Grenzregionen in Belgo‐
rod und Kursk durchgeührt. Die NATO 
ührt in ganz Südrussland Echtzeitaulä‐
rung durch und setzt dabei moderne Syste‐
me, Flugzeuge, Schiffe, Satelliten und 
strategische Drohnen ein.

Washington, London und Brüssel drängen 
Kiew direkt dazu, Militäraktionen auf unser 
Territorium zu verlegen. Sie sagen bereits 
offen, dass Russland mit allen Mieln auf 
dem Schlachtfeld besiegt werden muss, ge‐
folgt vom Entzug politischer, wirtschali‐
cher, kultureller und überhaupt aller Art 
von Souveränität und der vollständigen 
Ausplünderung unseres Landes.

Das geht bis zu nuklearer Erpressung. Ich 
spreche nicht nur von dem vom Westen un‐
terstützten Beschuss des Kernkrawerks 
Saporoschje, wodurch eine nukleare Kata‐
strophe droht, sondern auch von den Äuße‐
rungen einiger hochrangiger Vertreter 
ührender NATO-Länder über die Möglich‐
keit und Zulässigkeit des Einsatzes von 
Massenvernichtungswaffen – Kernwaffen – 
gegen Russland.

Diejenigen, die solche Erklärungen ge‐
genüber Russland machen, möchte ich dar‐
an erinnern, dass auch unser Land über 
verschiedene Zerstörungsmiel verügt, 
von denen einige Komponenten fortschri‐
licher sind als die der NATO-Länder. Wenn 
die territoriale Integrität unseres Landes be‐
droht ist, werden wir natürlich alle uns zur 
Verügung stehenden Miel einsetzen, um 
Russland und unser Volk zu verteidigen. 
Das ist kein Bluff.

Die Bürger Russlands können sicher sein: 
Die territoriale Integrität unseres Heimat‐
landes, unsere Unabhängigkeit und unsere 
Freiheit werden – das möchte ich noch ein‐
mal betonen – mit allen uns zur Verügung 
stehenden Mieln gesichert. Und diejeni‐
gen, die versuchen, uns mit Atomwaffen zu 
erpressen, müssen wissen, dass der Wind 
auch in ihre Richtung wehen kann.

Es liegt in unserer historischen Tradition, 
in der Bestimmung unseres Volkes, denen 
Einhalt zu gebieten, die nach der Weltherr‐
scha streben, die unsere Heimat, unser 
Muerland, zu zerstückeln und zu verskla‐
ven drohen. Wir werden das auch jetzt tun.

Ich glaube an Ihre Unterstützung.

Deutsche Übersetzung stammt von hps://www.anti-
spiegel.ru/2022/putins-rede-zur-verkuendung-der-
teilmobilisierung-im-o-ton/

"Frieden für alle, kein Krieg mit Russland" 
Das waren auch Günters Worte in den letzten Wochen. 

Am 23.09.2022 verstarb unser Genosse 
Günter Schmidt 

Er war für seine Freunde und Genossen ein herzensguter, liebenswerter 
Mensch und treuer Gefährte, Kamerad und ehrlicher standhafter Genosse. 

Der DDR zutiefst verbunden, sicherte er in Berlin 3 Jahre ihre Grenze. 
2015 wurde er Mitglied unserer Partei und leistete aktive zuverlässige Arbeit, 

wie auch in RFB, RotFuchs, VVN-BDA und ISOR. 
Wir verlieren einen aufrichtigen Kämpfer für eine bessere und friedliche 

Welt ohne Ausbeutung.
Unser aufrichtiges Beileid gilt besonders seiner langjährigen Freundin und 

Genossin Renate und seinen Angehörigen. 
RO Dresden, LO Sachsen der KPD, ZK der KPD 

Imperialer Kreislauf
­ zur NATO­Sabotage von Nordstream I & II ­

Der deutsche Michel kriegt sein Gas
Woanders her, erpreßbar.

Weil die Historie er nie selbst besaß,
Verhält er preußisch sich nach falschem Maß

Willkommen als Vasallennarr.

 Sein Herr und Meister ihn benutzt
Mit Sold für allzu schlimmes Tun.

Ja, Michel, der sich freut - nie stutzt
Vor Rauch, Ruinen - steht beschmutzt

In Marshallplan-Marines-Schuh‘n.

E.Rasmus
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Der älteste künstliche Werkstoff der 
Menschheit ist die Keramik. Dabei han‐
delt es sich um gebrannten Ton. Ton be‐
steht aus Material mit Korngrößen 
unter 2 Mikrometer Durchmesser. Da‐
durch lagern die Körnchen so dicht, 
daß auch Wasser nicht hindurch 
kommt. Somit eignet sich Keramik zur 
Herstellung von Gefäßen, aber auch 
zum Häuserbau. Schon in der wegen 
dieser Materialien Steinzeit genannten 
Epoche wurde gebrannter Ton benutzt, 
etwa vor 12000 Jahren am Nil oder bei 
uns in der Jungsteinzeit von den deswe‐
gen so genannten Band- und Schnurke‐
ramikern. Der Turmbau zu Babel 
(Babylon) als eines der sieben Welt‐
wunder der Antike bestand aus ge‐
brannten Ziegeln. Bei uns verbreiteten 
sich Ziegel erst nach der Zeitenwende. 
Sie wurden zusammen mit dem Chris‐
tentum von den Römern übernommen 
und gemeinsam verbreitet. 

1 959 wurde in der DDR der Beginn des 
industriellen Bauens beschlossen. Inves‐

titionen flossen nun vorwiegend in Beton‐
fertigteilwerke. Die Ziegelproduktion ging 
zunächst entsprechend zurück. Erst 1978 er‐
reichte das Produktionsvolumen bei Dach‐
bedeckungen wieder das mengenmäßige 
Niveau von 1959, allerdings bei höherer 
alität und Effektivität. Weil auch das mo‐
derne Bauen ohne Ziegel nicht bestehen 
kann, wurde aus der 1964 gebildeten VVB 
nach Ausgliederung der glasierten Baukera‐
mik und der Fliesenindustrie zum 1.1.1979 
der dem Ministerium ür Bauwesen unter‐
stellte VEB Kombinat Bau- und Grobkera‐
mik Halle gebildet. Er wurde zunächst wie 
die VVB von einer in der Lu hängenden 
Kombinatsleitung, also einem reinen Ver‐
waltungsorgan, geleitet, bevor ab 1.7.1984 

die Führung über den Stammbetrieb VEB 
Ziegelwerke Halle erfolgte. In den Stamm‐
betrieb wurden das Ingenieurbüro ür Bau- 
und Grobkeramik sowie das Institut ür 
Bau- und Grobkeramik Weimar eingeglie‐
dert. Der VEB Ziegelwerke 
Halle mit seinen zahlreichen 
Betriebsteilen u.a. in Reuden, 
Könnern, Pestädt, Bruck‐
dorf, Peißen oder dem neuer‐
richteten Klinkerwerk 
Baalberge (Kapazität von 27 
Millionen Ziegeln pro Jahr 
wurde 1985 erreicht) erzeugte 
14% der Mauerziegel-, 35% 
der Betondachstein- und 45% 
der Hohlblocksteinprodukti‐
on des gesamten Kombinates. 
Außer dem Stammbetrieb gab 
es noch eingegliederte be‐
zirksgeleitete Ziegelkombina‐
te wie den VEB üringer 
Ziegelwerke Erfurt und den 
VEB Ziegelwerke Karl-Marx-Stadt. Weitere 
VEB Ziegelwerke befanden sich in Zehde‐
nick, Ueckermünde, Dresden und Magde‐
burg.

Leitbetrieb ür Steinzeug war der VEB 
Vereinigte Steinzeugwerke Bad Schmiede‐
berg, am 1.1.1968 aus den Werken in Bad 
Schmiedeberg, Belgern und Bierfeld gebil‐
det, bevor 1969 auch Haselbach und 1970 
Zwickau hinzutraten. 1978, am Vorabend 
der Kombinatsbildung, wurde mit einer Jah‐
resproduktion von 176000t Steinzeugrohren 
und -formstücken z.B. ür die Kanalisation 
die Bedarfsdeckung erreicht. 

Als Leitbetrieb ür Dränrohre und Kabe‐
labdeckhauben fungierte der VEB Vereinig‐
te Dränrohrwerke Bad Freienwalde mit 
zwei Betriebsteilen in Bad Freienwalde und 
je einem in Altglietzen, Joachimsthal und 
Havelberg.

Das Kombinat vervollständigten die VEB 
Klinker- und Ziegelwerke Großräschen, 
Baustoffwerke Geithain und Kalksandstein‐
werke Niederlehme. Die zahllosen weiteren, 
ungenannten Betriebsteile waren entspre‐

chend der überkommenen 
kleinteiligen Struktur der Ke‐
ramik- bzw. Ziegelprodukti‐
on über die gesamte DDR 
verstreut. Daneben gab es 
noch jede Menge bezirksge‐
leitete Ziegelfabriken, ür die 
das Kombinat teilweise die 
Leitfunktion mit wahrnahm. 
Es wurde 1989 von General‐
direktor Karl-Heinz Karbe 
und Parteiorganisator Müller 
geührt. 

1959 wurden in der DDR 
370 Millionen Plaeneinhei‐
ten (PE) Dachziegel erzeugt. 
Die Produktion sank danach 
auf 308 Millionen PE 1966 ab. 

Die Ausschußrate betrug etwa 22%. Ursache 
daür waren einmal der totale Anlagenver‐
schleiß einiger Ziegelfabriken, zum zweiten 
die Erschöpfung der Vorkommen einiger 
frostsicherer Tone, schließlich der enorme 
Arbeitskräemangel aufgrund der körper‐
lich schweren und gesundheitsschädigen‐
den Arbeitsbedingungen. Auch im Westen 
gab es die gleichen Probleme, weshalb man 
dort die Produktion von Betondachsteinen 
aufnahm. Die DDR übernahm das und 
kaue die Anlagen daür im NSW ein. Be‐
zahlt wurde teilweise durch Wandfliesen- 
und Steinzeugrohrexport. Später konnte der 
Rationalisierungsmielbau des Kombinates 
eigene Betondachsteinproduktionsanlagen 
entwickeln und im Rahmen der Intensivie‐
rung (und Störfreimachung) NSW-Importe 
ablösen. Der Umstieg von Dachziegeln auf 
Betondachsteine senkte die Ausschußrate 

auf 4,5%, erhöhte die Jahresleistung pro 
Produktionsarbeiter von 120000 PE auf 
450000 PE und senkte – auch unter Berück‐
sichtigung des Vorproduktes Zement – den 
spezifischen Energieaufwand pro Plaen‐
einheit. 

Damit sind wir bei einem weiteren Inten‐
sivierungsproblem: dem Energieverbrauch. 
Ton zu brennen bedeutet eben den zentra‐
len Einsatz von Feuerungsanlagen. 1980 
verbrauchte das Kombinat 78500t Heizöl. 
Unter großem Kraeinsatz schuf das Kom‐
binat die Feststoffbrenneranlage vom Typ 
Polyp, die dann 34500t Heizöl pro Jahr 
durch die Verfeuerung von Brikeabrieb er‐
setzen konnte. Das restliche Heizöl wurde 
eingespart, indem die Tunnelöfen in Haini‐
chen, Narsdorf, Wefensleben und Buch‐
wäldchen auf Gas umgestellt wurden. In 
nur sechs Jahren, bis 1986, sank der Heizöl‐
verbrauch des Kombinates auf null. Der 
Klassenfeind will uns diesen Winter de‐
monstrieren, wie man an solchen Aufgaben 
scheitern kann.

Schließlich mußten im Rahmen der Inten‐
sivierung die Arbeitsproduktivität erhöht 
und die harten Arbeits- und Lebensbedin‐
gungen in diesem Zweig der Volkswirt‐
scha verbessert werden. Dies gelang unter 
anderem durch 284 Industrieroboter, davon 
275 aus dem eigenen Rationalisierungs‐
mielbau, die zwischen 1981 und 1986 den 
Betrieb aufnahmen. 

Die obligate Konsumgüterproduktion 
konzentrierte sich vor allem in Großräs‐
chen, wo Gartenkeramik entstand, in Pe‐
städt, wo Vasen, Kannen und Töpfe aus 
Keramik produziert wurden, sowie im Be‐
triebsteil Görzke des VEB Ziegelwerke Zeh‐
denick: Dort wurden Puppen gemacht. 
Kennt noch jemand diese Puppen?

VKWF

Die Deutsche Demokratische Republik im Spiegel ihrer Kombinate:

VEB Kombinat Bau­ und Grobkeramik Halle

M ehr als ünf Monate sind vergangen, 
seit die Brüder Oleksandr und Mykhi‐

lo Kononovich unter haltlosen Anschuldigun‐
gen der Zusammenarbeit mit den Geheim- 
diensten der Rußischen Föderation und der 
Republik Belarus festgenommen und in‐
haiert wurden. Seitdem gab es mehrere Ap‐
pelle ür ihre Freilassung, die alle von den 
ukrainischen Behörden unbeachtet blieben. 
Zahlreiche Briefe kommunistischer und anti‐
imperialistischer Organisationen auf der gan‐
zen Welt an die ukrainischen Botschaen in 
ihren Ländern wurden nie beantwortet. Das 
zeigt die ganze Arroganz und Anmaßung der 
ukrainischen Putschregierung.

Das Schweigen der anderen Seite ist jedoch 
nicht überraschender als das: Es ist klar, dass 
die Genossen Kononovich wegen ihrer Betei‐
ligung in den Reihen des Ukrainischen Anti‐
faschistischen Komitees und der Ukrainischen 
Kommunistischen Partei, die nach dem Putsch 
von 2014 verboten wurde, verhaet und de‐
ren Vermögen und Hauptsitz kürzlich von der 
ukrainischen Regierung beschlagnahmt wur‐
den. Dies steht im Zusammenhang mit der 
ungeheuren gewerkschasfeindlichen und an‐
tikommunistischen Repression, die in der 
Ukraine seit gut acht Jahren andauert, darun‐
ter das Massaker im Gewerkschashaus in 
Odessa (wo sogar ein minderjähriger Genos‐
se sein Leben verlor ) und das jüngste Verbot 
aller Oppositionsparteien, von denen die 
meisten links oder Mie-Links sind, sind ekla‐
tante Beispiele.

Die Inhaierung der Brüder stellt eine 
schwere Verletzung ihrer menschlichen und 
politischen Rechte dar. Dass die ukrainische 
Regierung, die mit Hilfe des Westens und pa‐
ramilitärischer Neonazi-Truppen an die Macht 
gekommen ist, sich nicht um die Rechte ihrer 
Bürger kümmert, überrascht jedoch nicht: die 
Unterdrückung der rußischsprachigen Min‐
derheit und der extrem gewalätige Krieg, der 

im Donbass geührt wurde, wo unzählige Zi‐
vilisten unter ukrainischen Bomben starben, 
sind ein beispielhaer Beweis daür.

Die Situation der Kononovich-Brüder ist 
nach wie vor prekär und es ist weiterhin not‐
wendig, international gegen diese flagrante 
Rechtsverletzung und gegen die faschistische 
Repression der korrupten und pro-westlichen 
Regierung von Selenskyj zu mobilisieren.

Aus diesen Gründen fordern wir:
• Die sofortige Freilassung der Kononovich-

Brüder und eine öffentliche Entschuldi‐
gung bei ihnen!

• Daß die Prozesse, denen die Kononovich-
Brüder unterzogen werden, wirklich fair 
und gerecht sind!

• Ein Ende der antikommunistischen, ge‐
werkschasfeindlichen und faschistischen 

Unterdrückung in der Ukraine!

• Die Auebung des Verbots der Ukraini‐
schen Kommunistischen Partei sowie al‐
ler anderen Oppositionsparteien!

• Eine Verurteilung der Repreßion in der 
Ukraine und ein sofortiger Stopp der 
Waffenexporte westlicher Länder in dieses 
Land!

Folgende Organisationen unterstützen den 
Appell:

Schweiz:
• Gioventù Comunista Svizzera - Schweize‐

rische Kommunistische Jugend

• Partito Comunista (Schweiz) – Kommunis‐
tische Partei (Schweiz)

• Partei der Arbeit Basel

• Partito Operaio e Popolare Ticino
Spanien:

• Juventud Comunista de los Pueblos de Es‐
paña (JCPE)

Italien:
• Federazione Giovanile Comunista Italiana 

(FGCI)

• Federazione della Gioventù Comunista 
(FGC)

Großbritannien:
• Young Communist League of Britain (YCL)

Serbien:
• Savez Komunisticke Omladine Jugoslavije 

(SKOJ)
Vereinigte Staaten von Amerika:

• Liga junger Kommunisten USA
Türkei:

• Türkiye Gençlik Birligi (Jugendverband 
der Türkei)

Deutschland:
• Freie Deutsche Jugend (FDJ)

• Kommunistische Partei Deutschlands (KPD)

Schweizerische Kommunistische Jugend: Freiheit für die Genossen Kononovich!
Internationaler Appell
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M it diesen Worten beschwört US-Au‐
ßenminister Antony Blinken den Er‐

halt der bröckelnden US-Führungsmacht. 
Aber ist die Abwendung von der “regel-ba‐
sierten Ordnung” des US-Alleinherrschers 
womöglich ein Schri in den (chinesischen) 
Abgrund?

Von Rainer Rupp
Man dürfe nicht zulassen, dass die Welt oh‐

ne die Führung der USA bleibe, erklärte US-
Außenminister Antony Blinken bei einer Ver‐
anstaltung an der US-Elite-Universität 
Stanford am 17. Oktober. Gemeinsam mit sei‐
ner Amtsvorgängerin, Ex-Außenministerin 
Condoleezza Rice, sprach er über die zu‐
künige Entwicklung und Bedeutung von 
Technologie, Diplomatie und nationaler Si‐
cherheit und in diesem Zusammenhang aus‐
giebig über die Rolle Chinas. Unter anderem 
sagte Blinken:

“Rundum stehen wir in einem Werennen 
(mit China), um – wie ich bereits aus unse‐
rer Perspektive erklärte – die Ära zu gestal‐
ten, die auf die Post-Kalte-Krieg-Periode als 
nächstes folgt. Wie wird diese Zeit aussehen? 
Wessen Werte werden widergespiegelt wer‐
den? Wir haben eine einfache Entscheidung, 
denn die Welt organisiert sich nicht von 
selbst. Die USA haben die Wahl. Wenn wir 
uns an der Organisation nicht beteiligen und 
keine Führungsrolle übernehmen, bedeutet 
das eins von beiden: Entweder sie (die Welt) 
wird von jemand anderem übernommen, 
vielleicht von China, und zwar nicht in einer 
Weise, die voll und ganz mit unseren Inter‐
essen und Werten übereinstimmt, oder – was 
genau so schlimm ist – niemand tut es, dann 
entsteht ein Vakuum, das eher von schlech‐
ten Dingen geüllt wird als mit guten.”
Hier haben wir sie wieder, die unausstehli‐

che US-amerikanische Selbstverherrlichung, 
dass nur und ausschließlich die USA das 
Wahre, Gute und Schöne verkörpern und sich 
die US-Oligarchen selbstlos aufopfern, den 
Rest der Welt mit Gaben zu beglücken, wenn 
nötig mit Bomben und Granaten, mit Sank‐
tionen und Hungersnöten, mit Millionen To‐
ten und noch mehr Verletzten und 
Flüchtlingen. Aber die Länder der Welt haben 
längst hinter die glitzernde Kulisse der US-
Oligarchen-Demokratur geschaut, erkannt, 
dass die politische Kaste sich einen feuchten 
Dreck um die existenziell notwendigen, täg‐
lichen Bedürfnisse der Masse der eigenen US-
Bevölkerung kümmert, zugleich aber dem 
Rest der Welt Demokratie und Prosperität 
vorgaukelt.

Was der neo-liberale Kriegstreiber Blinken 
in Stanford akademisch verklausuliert aufge‐
tischt hat, wird in den letzten Jahren von 
westlichen US-Vasallen in Politik, Medien und 
Wissenscha vermehrt als warnende Frage in 
die Länder der sogenannten Drien Welt ge‐
tragen; ob nämlich der lang ersehnte, jetzt 
von China und Russland ermöglichte, ver‐
meintlich befreiende Schri nach vorn, weg 
von der ordnenden Pax Americana des US-Al‐
leinherrschers und hin zu einer multipolaren 
Weltordnung, nicht womöglich ein Schri in 
den Abgrund ist?

Dieses Schreckensbild wird von den Vertre‐
tern und Profiteuren der im Westen immer 
noch tonangebenden, aber absterbenden neo-
liberalen Ordnung propagiert. Aber welche 
Alternative kann eine multi-laterale, von 
BRICS-Staaten geührte neue Ordnung gegen‐
über der kriminellen, US-geührten US-
Kriegs- und Chaosversion bieten? Kann es ür 
die Länder der Welt überhaupt schlimmer 
werden als die angeblich “regel-basierte Ord‐
nung” der USA und ihrer Vasallen, die stets 
und überall auf Konfrontationskurs gegen al‐
le Länder gehen, die sich der Ausbeuterord‐
nung der Imperialisten nicht unterwerfen.

Eine Ahnung von der im Entstehen be‐
griffenen, multilateralen Weltordnung bietet 
die Struktur der von China gegründeten und 
insbesondere von den BRICS-Staaten unter‐
stützten Asiatischen Infrastruktur- und Inves‐
titionsbank (AIIB).

Ein erklärtes Ziel dieser Entwicklungsbank 
ist es, die bis dahin weltweit allein geltenden, 
von den USA und ihren neo-liberalen Verbün‐
deten aufgestellten Regeln der globalen Ent‐
wicklungsfinanzierung, d. h. den 
Washingtoner Konsens, auszuhebeln.

Wenn die US-geührte Weltbank z. B. in 
Afrika eine Wasserauereitungsanlage finan‐
ziert, dann muss sich das betroffene Land da‐
zu verpflichten, weitere wirtschaliche 
“Reformen” in Richtung Marktwirtscha und 

Deregulierungen der Wirtscha durchzuset‐
zen, u. a. den Abbau von Schutzzöllen und 
Subventionen zur Entwicklung der eigenen 
Wirtscha, die Öffnung der eigenen Wirt‐
scha zur Ausbeutung durch westliche Raub‐
tier-Konzerne, den Abbau von Arbeitsschutz 
und Kürzung sozialer Sicherungsmaßnahmen, 
usw.

Zugleich besteht die Weltbank in der Regel 
darauf, dass die neue oder die zu modernisie‐
rende Wasserauereitungsanlage marktwirt‐
schalich arbeitet und profitabel ist und 
deshalb privatisiert werden muss. Das bedeu‐
tet, dass die Anlage in dem Entwicklungsland 
an den Meistbietenden, in der Regel an einen 
westlichen Konzern, ür ‘n Appel und ‘n Ei 
verhökert wird.

Für die profitorientierten Wasserkonzerne 
muss der Preis ür sauberes Wasser natürlich 
erhöht werden, selbst wenn dadurch ein 
Großteil der armen Bevölkerung von der Ver‐
sorgung mit sauberem Wasser ausgeschlos‐
sen wird. Davon sind nicht nur die 
Entwicklungsländer betroffen, sondern auch 
die Armenviertel in den reichen und angeb‐
lich hochentwickelten Oligarchen-Demokra‐
turen des Westens, vor allem in den USA.

In vielen Ländern dominieren private Mo‐
nopole inzwischen den Bereich der einstmals 
sozialen ausgerichteten öffentliche Dienstleis‐
tungen. Wer nicht zahlen kann, bleibt von der 
Versorgung ausgeschlossen. Selbstredend sind 
dadurch mehr Krankheiten und Epidemien 
und insbesondere eine höhere Kindersterb‐
lichkeit vorprogrammiert. Aber ür Freiheit 
und Marktwirtscha müssen schließlich Op‐
fer gebracht werden, wie wir alle aus den un‐
zähligen Propagandareden westlichen Eliten 
in Politik und Medien wissen!

Es ist die von den USA und ihren Vasallen 
kontrollierte Weltbank, die im Verein mit dem 
Internationalen Währungsfonds (IWF), ür die 
westlichen Konzerne den Weg freiräumt, um 
die Länder der Drien Welt auszuplündern. 
Die dabei angewandte, neo-koloniale Metho‐
de stellt eine raffinierte Verfeinerung, aber 
nicht weniger brutale Abwandlung des alten 
Kolonialismus dar. Im Unterschied zu früher 
ersetzen heute in der Regel Finanz-Instru‐
mente die Kanonen, obwohl auch die immer 
wieder zum Einsatz kommen, um den Forde‐
rungen der westlichen “regel-basierten Ord‐
nung” Nachdruck zu verleihen.

Die Asiatische Infrastruktur- und Investiti‐
onsbank (AIIB) arbeitet ganz anders. An ihre 
Kreditvergabe knüp sie keine ideologischen 
oder politischen Vorleistungen der Entwick‐
lungsländer. Die souveräne Regierung eines 
jeden Landes entscheidet selbst. Einzige Be‐
dingungen sind

a) Transparenz, also öffentliche Kontrolle 
zur Vermeidung von Korruption, und 

b) die finanzierten Projekte müssen um‐
weltverträglich sein.

Politische oder andere Bedingungen im Stil 
des Washingtoner Konsens sind bei der neu‐
en von China gegründeten AIIB-Entwick‐
lungsbank vom Tisch. Wir notieren, dass die 
Privatisierung von staatlichen oder genossen‐
schalichen Unternehmen keine Vorbedin‐
gung ür einen Kredit ist. Auch die 
Abschaffung oder Abschwächung von wirt‐
schaspolitischen Maßnahmen zum Schutz 
und zur Entwicklung der heimischen Wirt‐
scha ist keine Vorbedingung der AIIB.

So ist es kein Wunder, dass die AIIB den 
neo-liberalen Globalisierern unter den west‐
lichen Eliten ein großer Dorn im Auge ist. 
Denn die Regierungen in den Entwicklungs‐
ländern haen plötzlich die Wahl, sich entwe‐
der ür westliche Instituten wie die Weltbank, 
IWF und Asiatische Entwicklungsbank oder 
ür die chinesische AIIB zu entscheiden. Da 
die Araktivität der AIIB im Vergleich zu 
westlichen Institutionen klar war, galt ihr 
wirtschalicher Erfolg schon bei ihrer Grün‐
dung im Jahr 2015 als sicher, weshalb auch 
europäische Großbanken nicht abseitsstehen 
wollten. Die meisten westlichen Staaten, ein‐
schließlich Frankreich und Deutschland, und 
sogar England beeilten sich, Mitglied dieser 
chinesischen Entwicklungsbank zu werden, 
obwohl Washington vor diesem Schri nach‐
drücklich(!) abgeraten hae.

Nachdem die AIIB 2016 ihre Tätigkeit auf‐
genommen hae, entwickelte sie sich schnell 
zu einem wichtigen Akteur in der globalen 
Finanzwelt. Anfang 2021 hae sie bereits 102 
zugelassene Mitgliedsstaaten. Die Teilnahme 
der größeren Volkswirtschaen Europas als 
Gründungsmitglieder hae sicher dazu bei‐
getragen, dass die AIIB bei den global ühren‐

den Rating-Agenturen eine erstklassige 
Bonitätsbewertung von AAA bekam.

Aber die AIIB war auch ein riesiger diplo‐
matischer Triumph ür China, das damit zeig‐
te, dass es auch in der internationalen 
Wirtscha eine andere Geschäspolitik ver‐
folgt als die Raubtier-Kapitalisten des Wa‐
shingtoner Konsens, nämlich eine 
Win-win-Politik zum gegenseitigen Vorteil 
und zur gesellschalichen Entwicklung. Letz‐
teres wird z. B. durch die beeindruckenden 
AIIB finanzierten Investitionen in Afrika, Asi‐
en und auch in Latein-Amerika in Projekte 
der Verkehrs- oder Gesundheits- und Sozia‐
linfrastruktur belegt, z. B. Eisenbahnlinien, 
Krankenhäuser, Schulen, etc.

Zugleich spielt die chinesische Währung, 
der Yuan, bei der Finanzierung neuer Infra‐
strukturprojekte in den Entwicklungsländern 
den eben genannten Weltregionen eine im‐
mer größere Rolle und sie hat das Zeug, den 
Dollar im Handel mit diesen Regionen nach 
und nach weitgehend zu ersetzen.

Washington blieb im Abseits sitzen, sah aus 
der Ferne zu und schmollte. Zugleich musste 
es zusehen, wie weitere Pfeiler seiner “regel-
basierten Ordnung” mehr und mehr zerbrö‐
seln. Jetzt, wo die AIIB fest etabliert ist, plant 
sie zunehmend, ihre eigene Kredit-Pipeline zu 
entwickeln mit dem Ziel, zur weltweit üh‐
renden Finanzinstitution ür Infrastruktur zu 
werden. Ihre Standards werden in Zukun in 
den Ländern der Drien Welt fundamental 
wichtig sein, was ür die Wall Street ein Dorn 
im Auge und vollkommen inakzeptabel ist.

Aber ohne Beachtung der AIIB-Standards 
werden die rein westlichen Finanzakteure in 
den Ländern der Drien Welt immer mehr an 
Boden verlieren. Das ist der Grund, weshalb 
westliche Eliten in Politik und Medien dazu 
aufrufen, dass “Wir”, also die USA und ihre 
Vasallen, den Chinesen nicht erlauben dürfen, 
in Industrie, Technik und Finanzen die Stan‐
dards ür die Märkte der Zukun zu setzen. 
Denn das sind die Instrumente, die bisher die 
Ausbeutung der Welt durch den Westen er‐
heblich erleichtert haben.

Aber um die beürchte Dominanz chinesi‐
scher Standards auf den zukünigen Märkten 
der Drien Welt zu verhindern, sind den 
denkfaulen Eliten in Washington keine kon‐
struktiven Lösungen eingefallen. Denn eine 
nachhaltige und breite Anhebung des wirt‐
schalichen und technologischen Niveaus, 
wäre nur durch eine Verbesserung des desa‐
strösen Bildungsniveaus in den USA möglich. 
Das aber würde über mindestens eine Gene‐
ration enorme politische, finanzielle uns so‐
ziale Anstrengungen verlangen, zu denen die 
parasitären Eliten in Washington nicht bereit 
sind.

Andererseits fehlt Washington auch die Be‐
reitscha zur diplomatischen und wirtscha‐
lichen Zusammenarbeit mit Peking mit dem 
Ziel eines einvernehmlichen Miteinanders. 
Denn ür die arroganten US-Eliten ist die Vor‐
stellung, gegenüber den aus ihrer Sicht “un‐
terentwickelten” Chinesen nicht als 
Führungsmacht diktieren zu können, sondern 
im kollegialen Miteinander zu zusammenar‐
beiten, vollkommen unakzeptabel.

Stadessen hat Washington zu seinem be‐
vorzugten, “altbewährten Rezept” im Umgang 
mit Staaten zurückgegriffen, die nicht gewillt 
sind, die Interessen Washingtons auf Kosten 
der eigenen zu bedienen, nämlich:

• Drohung mit Krieg,
• Verhängung von Wirtschassanktionen, 

um Chinas Entwicklung zu blockieren,
• Destabilisierungsversuche in Hongkong 

und Förderung der lokalen Unabhängigkeits‐
bewegung, was zu schweren Unruhen ührte,

• schwere Provokationen Pekings in Bezug 
auf Taiwan; De-facto-Auündigung des US-
China-Abkommens zur “Ein-China-Politik”, 
in dem Washington ausdrücklich die Zugehö‐
rigkeit Taiwans zur Volksrepublik China an‐
erkannt hat; massive Waffenlieferungen an 
Taiwan.

Ähnlich wie im blutigen Ukraine-Russland-
Konflikt übt Washington derzeit auch massi‐
ven Druck auf seine europäischen Vasallen 
aus, die der US-Führungsmacht in ihrer Kon‐
frontationspolitik gegen China zu folgen ha‐
ben. Auch damit hat Washington bei den 
meisten deutschen Parteien Erfolg, vor allem 
bei der “grünen” US-Sekte. Denn aus deren 
Reihen haben sich bereits freiwillig viele 
“Selbstmord-Aentäter” gegen die deutsche 
Wirtscha gemeldet.

Zuerst erschienen bei RT Deutsch am 22 Okt. 2022

Die Welt darf nicht ohne US­Führung bleiben Die drei Soldaten und der 
Klassenkampf

Bertolt Brecht

Als Gott aus der Welt war
Da war auch nichts mehr unsichtbar.
Und alsbald wurde laut, was schwieg

Der Frieden wurde sichtbar als ein Krieg.
Die Stadt in grauem Nebel lag

Es war ein gewöhnlicher Vormittag.
Die drei Soldaten gingen durch die Straßen

Sie hatten ihre Gewehre unter der Brücke gelassen
Da hatten sie plötzlich eine Vision:
Sie hörten auf einmal einen Kanon.

Durch das Autohupen und Trambahnrollen
Durch das Sausen der U-Bahnstollen

Drang plötzlich Kanonendonner an ihr Ohr.
Doch war nichts anders als zuvor.

Die Leute gingen ruhig wie gewöhnlich über den Damm
Ihrem Geschäft nach, da war es gleichsam

Als sie plötzlich schneller jetzt
So als würden sie gehetzt
So als ob hinter ihnen her

Schösse ein richtiges Maschinengewehr
(Das schoß ohne Soldaten)

Da fielen sie auch schon um in Schwaden.
Die Häuser standen eben noch ruhig dort

Da waren plötzlich die Mauern fort
Und hinter der verschwundenen Wand

War ein blutiger Krieg entbrannt.
Da wälzten sich Menschenknäuel im Kampf

Von unten nach oben ging durch die Häuser ein Krampf.
Und ohne zu reden und ohne zu schreien

Hieben sie aufeinander ein!
Da kamen auch schon von den Enden der Straßen

Bis an die Zähne bewaffnete Massen
Die kämpften über und unter dem Boden

Und füllten die Stadt mit Krüppeln und Toten.
Aber ohne daß sich im täglichen Leben der Städte

Irgendetwas geändert hätte.
Zwischen Trambahnklingeln und Autohupen

Schlachteten sich still die Gruppen
Und jeder Mensch in Restaurant, Bahn, Büro

Wurde bekämpft und kämpfte so.
Und mit jeder Tat und mit jedem Wort
Führte er den Kampf der Klassen fort:

Es kämpfte mit dem Messer
Der Koch mit dem Esser

Der Arzt kämpfte mit den Kranken
Der schlug dem Wärter die Zähne in die Flanken

Der Hauswirt legte dem Mieter Schlingen
Der Mieter versuchte, ihn umzubringen.

Es rangen Richter und Angeklagte
Der Lehrer bekämpfte den, der fragte.

Der Schreiber mit dem Leser
Der Verweste mit dem Verweser:

Es war ein ungeheurer Krieg
Der kannte Opfer, doch keinen Sieg.
Als die drei Soldaten das so sahen

Da war's, als hielte ihr Herzschlag an.
Sie merkten, sie ertrugen's nicht

Drum wandten sie ab das Gesicht
Und machten ihre Augen zu.

Da war auf einmal wieder Ruh
Die Stadt im grauen Nebel lag

Es war ein gewöhnlicher Vormittag.
Erträgt man nicht die Tatsachen

Dann muß man die Augen zumachen.
Dann sagt man, damit man den Schrecken vergißt

Mitten im Krieg einfach: Daß Frieden ist.
Und es brüllen ja auch keine Kanonen

Wo Menschen in nassen Häusern wohnen.
Man schießt nicht hin mit Geschützen

Wo Menschen vor leeren Tellern sitzen.
Man treibt kein Gelbkreuzgas in Fabriken

Wenn Menschen an der Maschine ersticken.
Sondern man sagt: es ist Frieden.
So wird die Revolution vermieden.



Treffen von Kommunisten

A m 14.und 15. Oktober fand auf 
dem Eersberg bei Weimar auf 

Einladung der DKP üringen ein 
Treffen von Kommunisten sta. Das 
Moo „…Unsre Herrn, wer sie auch sei‐
en, sehen unsre Zwietracht gern, denn 
solang sie uns entzweien, bleiben sie 
doch uns‘re Herrn." (Aus Bertolt Brechts 
„Solidaritätslied“) und das Ziel „Ge‐
nossen der Kommunistischen Organi‐
sation (KO), der Kommunistischen 
Partei Deutschlands (KPD), der Deut‐
schen Kommunistischen Partei (DKP) 
und unorganisierte Freunde aus ü‐
ringen, Sachsen und Sachsen-Anhalt 
gründen über programmatische Diffe‐
renzen hinweg ein Aktionsbündnis ür 
Frieden und Sozialismus.“ Wir waren 
etwa 30 Genossinnen und Genossen, 
vertraten KPD, DKP, KO, RFB, RF, 
Freidenker, KPF (PdL), aber auch 
Nichtorganisierte.

Die Diskussion spiegelte sowohl Ge‐
meinsamkeiten als  auch Differenzen 
in einer Reihe von wichtigen Fragen. 
Diese wurden in 6 Arbeitsgruppen 
diskutiert. Eine Zusammenfassung er‐
folgt durch die einladenden Genossen, 
eine folgende Veranstaltung ist ange‐
sagt.

Mir fiel dabei ein, was Clara Zetkin 
in ihrem Bericht über den auom‐
menden Faschismus auf dem Erwei‐
terten Plenum des Exekutivkomitees 
der Kommunistischen Internationale 
(20. Juni 1923) unter anderen ausühr‐
te: „Übrigens, um gerecht zu sein, 
muß ich hinzuügen, daß auch die 
kommunistischen Parteien – wenn ich 
von Rußland absehe – nicht ohne 
Schuld daran sind, daß es im Proleta‐
riat Enäuschte gibt, die sich dem Fa‐
schismus in die Arme werfen. Ihre 
Aktionen sind o genug nicht kra‐
voll genug gewesen, ihre Aktivität 
nicht ausreichend, und sie erfaßten 
nicht tief, nicht stark genug die Mas‐
sen. Ich sehe von Fehlern der Taktik 
ab, die Niederlagen brachten. Kein 
Zweifel, daß gerade manche der ak‐
tivsten, energischsten revolutionär 
gesinnten Proletarier nicht den Weg 
zu uns gefunden haben oder auf die‐
sem Wege umgekehrt sind, weil wir 
ihrer Empfindung nach nicht tat‐
kräig, nicht aggressiv genug aufge‐
treten sind …“

Ich denke, hier liegt gegenwärtig 
unser größtes Problem als kommunis‐
tische Bewegung. Wir sind zu lasch in 
unserem Denken und Handeln, weil 
wir den Faschismus, dessen Anänge 
uns überall begegnen, nicht als die 
größte Gefahr sehen, der wir uns ge‐
genüber sehen. Wir streiten um Impe‐
rialismus, um Krieg, um Parteiauau 
(demokratischer Zentralismus), um 
Staatsauau (Rätedemokratie), um 
China, Rußland, die Ukraine…

Gute Anänge zu gemeinsamen 
Handlungen gegen diese Gefahr de‐
monstrierten wir  in Dresden jetzt im 
Oktober: Am 1. durch unsere Teilnah‐
me an der Veranstaltung, die im Rah‐
men der dezentralisierten 
Veranstaltungen in ganz Deutschland 
stafand, am 7. am Denkmal ür die 
Trümmerfrau am Rathaus, organisiert 
durch das „Kommunistische Aktions‐
bündnis Dresden (KAD)“ aus Anlaß 
des 73 Jahrestages der Gründung der 
DDR. Erstaunlicher Weise wünschten 

die uns kontrollierenden Polizisten 
der Veranstaltung viel Erfolg. Sie sa‐
hen und hörten zu.

Unsere Aufgabe: uns mit mehr per‐
sönlichem Einsatz, fundiertem Wissen 
unters „Volk“ zu mischen, den rechten 
Elementen damit ihre Ausstrahlung 
zu nehmen, siehe Clara Zetkin. Ihre 
Ausührungen gibt es als Broschüre 
der KPD.

Wees

Die Nacht ist nicht allein zum 
Schlafen da

D as muß die Demokratie aushal‐
ten, meint Frank Walter Stein‐

meier. Es ist die Angst, die eine 
Verschärfung der Meinungs- und Dis‐
kussionsfreiheit herbeiührt, so ganz 
heimlich still und leise, und in der 
Nacht, wenn fast alle schlafen. Und 
die Presse, die sonst ganz nah dabei 
sein will, schlä auch. Um was geht 
es?

Wer sich zu umstrienen Konflikten 
der Gegenwart äußert, muß künig 
mit Freiheitsstrafen rechnen: Die 
Neufassung der Volksverhetzung in § 
130 bedroht die kritische Auseinan‐
dersetzung, sagt Strafrechtsprofesso‐
rin Elisa Hoven . Über die politische 
Wahrheit düren nicht Amtsgerichte 
entscheiden. 

Bislang dure man „falsche Behaup‐
tungen“ (auch Behauptungen, die die 
bürgerliche Ideologie bloßstellen) die 
über politische Entscheidungen oder 
historische Ereignisse verbreiten, oh‐
ne daß es die Gerichte interessiert 
häe. Eine Ausnahme gab es: das 
Leugnen des Holocausts. Das konnte 
die bürgerliche Demokratie ver‐
kraen, bis zum 20.10.22. gegen 23 
Uhr. Da beschloß der Bundestag die 
Neufassung des Absatz 5 in Paragraf 
130 StGB. Frau Elisa Hoven stellt fest, 
das ist nicht weniger als eine kleine 
Revolution im Strafrecht. Bestra 
wird nach dem neuen in Zukun das 
Leugnen oder gröbliche Verharmlosen 
eines jeden Völkermordes, Verbre‐
chens gegen die Menschlichkeit oder 
Kriegsverbrechens – und erst einmal 
unabhängig davon, an welchem Ort 
oder zu welcher Zeit es stagefunden 
hat. Es drohen Freiheitsstrafen von bis 
zu drei Jahren oder Geldstrafen. Wer 
stellt nun fest, was Kriegsverbrechen 
sind, die Bundesregierung und die 
bürgerliche Propaganda? Es könnte 
also straar sein, wenn man den Ge‐
danken, Rußland begehen Kriegsver‐
brechen, nicht mirägt, und das 
äußert, macht man sich straar. Das 
war nur ein Beispiel. Das ganze ist die 
Unterdrückung der Meinungsfreiheit. 
Dem Volk soll ein Maulkorb verpaßte 
werden. Wir können davon ausgehen, 
daß die Repressalien bei Demonstra‐
tionen usw. verschär werden. 

JG
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Gedenk­ und Feiertage
07. November: Tag der Oktoberrevolution
10. November: Weltjugendtag
2. Sonntag im November: Tag des Chemiearbeiters in 

der DDR
17. November: Internationaler Studententag
17. November: Tag der Militärjustizorgane in der DDR
3. Sonntag im November: Tag des Metallurgen in der 

DDR
29. November: Internationaler Tag der Solidarität mit 

dem palästinensischen Volk 

Historische Ereignisse
02.11.1973: Grundsteinlegung ür den Palast der Repu‐

blik.
03.11.1918: Der bewaffnete Aufstand der Kieler Matro‐

sen eröffnet die Novemberrevolution.
03.11.1992: In einem BRD-Strafprozeß werden DDR-

Grenzsoldaten als Mörder und Totschläger 
behandelt.

05.11. bis 05.12.1922: Tagung des IV. Weltkongresses der 
Kommunistischen Internationale. Am 13. 
November spricht Lenin vor den Delegier‐
ten zum ema „Fünf Jahre russische Revo‐
lution und die Perspektiven der 
Weltrevolution“.

06.11.1949: Der Ministerrat der DDR beschließt die Na‐
tionalhymne.

07.11.1917: Große Sozialistische Oktoberrevolution. 
Sturz der bürgerlichen Kerenski-Regierung 
und Beginn des Auaus einer sozialisti‐
schen Gesellscha durch die Machtergrei‐
fung des Proletariats, der Arbeiter und 
Bauern in Rußland.

10.11.1945: Gründung des Weltbundes der Demokrati‐
schen Jugend (WBDJ).

11.11.1960: Grundsteinlegung zum VEB Erdöl-Verarbei‐
tungswerk (EVW) Schwedt.

12./13.11.1955: Nationalrat der Nationalen Front be‐
schließt Programmerklärung „Alle Kra ür 
die Stärkung der DDR“

15.11.1960: Veröffentlichung des Entwurfs zum „Gesetz‐
buch der Arbeit“ der DDR, welches die 
Volkskammer am 12.04.1961 beschließt.

19. und 20.11.1942: Beginn der Offensive der sowjeti‐
schen Truppen an der Stalingrader Front 
und am 23.11.1942 ist der Kessel von Stalin‐
grad geschlossen. 

20.11.1945: Beginn des Kriegsverbrecherprozesses in 
Nürnberg.

22.11.1972: Beginn der Vorgespräche in Helsinki ür ei‐
ne KSZE in Europa

23.11.1955: Beginn des KPD-Verbotsprozesses. Die Bun‐
desregierung erhebt Verfassungsklage ge‐
gen die KPD, die als Remilitarisierungs- 
gegner per Gerichtsbeschluß verboten wer‐
den soll. (17.08.1956: Bundesverfassungsge‐
richt verbietet die KPD) 

Historische Personen
02.11.1874: Rudolf Breitscheid geboren.
04.11.1936: Etkar Andre von den Nazis ermordet.
05.11.1917: Dr. sc. Dr. h.c. Kurt Gossweiler geboren
06.11.1919: Irma älmann (verheiratete Gabel) 

geboren.
07.11.1944: Richard Sorge ermordet
09.11.2006: Markus Wolf gestorben.
10.11.1887: Arnold Zweig geboren.
10./11. 07.1934: Erich Mühsam von den Nazis ermordet.
10.11.1982: Leonid Breshnew gestorben.
12.11.1967: Kurt Bartel (Kuba) gestorben.
19.11.1900: Anna Seghers geboren.
25.11.2016: Fidel Castro gestorben
28.11.1820: Friedrich Engels geboren. 
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Zitat

Wir wollen den Frieden. 
Das ist die nächste 
schwere Aufgabe aller, 
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Wir gratulieren ganz herzlich allen Lesern 
unserer Zeitung, die im Monat November 
Geburtstag haben und wünschen alles 
erdenklich Gute für den weiteren Le-
bensweg.

Zentralkomitee der KPD und Redaktion DRF
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+++ International +++ International +++
Auszug aus dem Kommuni­
qué des Zentralkomitees 

der PCP vom 17. und 18. 
September 2022 ­ Portu­
giesische Kommunisti­

sche Partei
18. September 2022

D as Zentralkomitee der PCP, das am 
17. und 18. September 2022 tagte, 

bewertete die Entwicklung der interna‐
tionalen Situation; untersuchte die natio‐
nale politische Situation und die 
notwendigen Lösungen ür das Land; de‐
finierte die Prioritäten der Intervention 
und der Stärkung der Partei; billigte das 
Reglement der Vorbereitungsphase und 
den Resolutionsentwurf ür die Nationa‐
le Konferenz, die am 12. und 13. Novem‐
ber stafinden wird.

I - Entwicklung der nationalen und 
internationalen Lage

1. Die Entwicklung der internationalen 
Lage bestätigt die Analysen und Stand‐
punkte der PCP in Bezug auf die Art und 
die Ursachen der globalen Situation der 
Instabilität und Unsicherheit. Die An‐
zeelung von Kriegen, das militaristische 
Treiben und die von den USA, der Euro‐
päischen Union und der NATO verhäng‐
ten Sanktionen ühren zu einer 
schwerwiegenden Verschlechterung der 
wirtschalichen und sozialen Lage mit 
ungezügelten Spekulationen, einem 
schwindelerregenden Anstieg der Preise 
ür Energie, Lebensmiel und andere 
Grundbedürfnisse, Angriffen auf die Le‐
bensbedingungen und einer Verschär‐
fung von Armut und Hunger, wodurch 
die Welt in eine äußerst geährliche Si‐
tuation gerät.

Das Zentralkomitee der PCP bringt sei‐
ne Besorgnis über die jüngsten Entwick‐
lungen zum Ausdruck, die die Option der 
USA, der NATO und der EU auf eine all‐
gemeine Konfrontation, namentlich ge‐
gen China und Russland, bestätigen. 
Dazu gehören die Eskalation des Krieges 
in der Ukraine, aber auch die jüngsten 
Provokationen im asiatisch-pazifischen 
Raum (namentlich um Taiwan und das 
militaristische Abdrien in Japan), die 
jüngste Welle der israelischen Aggressi‐
on gegen das palästinensische Volk und 
die Fortsetzung der Aggression gegen 
Syrien, um nur einige zu nennen. Diese 
Option unterstreicht die Schlussfolge‐
rungen des NATO-Gipfels in Madrid, die 
darauf abzielen, den Militarismus und In‐
terventionismus weltweit und insbeson‐
dere in der asiatisch-pazifischen Region 
zu stärken.

Das Zentralkomitee der PCP ist der 
Ansicht, dass die USA, die NATO und die 
EU auören müssen, den Krieg in der 
Ukraine anzuheizen, und dass sie Wege 
ür Verhandlungen mit anderen Akteu‐
ren, insbesondere der Russischen Föde‐
ration, eröffnen müssen, um eine 
politische Lösung und eine Antwort auf 
die Probleme der kollektiven Sicherheit 
und der Abrüstung in Europa zu errei‐
chen, die den Grundsätzen der UN-Char‐
ta und der Schlussakte von Helsinki 

entsprechen.
Die PCP grüßt die Arbeiter und Völker, 

die sich der Ausbeutung, der Aggression 
und der imperialistischen Unter‐
drückung widersetzen und den Kampf 
ür ihre Rechte und ihre Souveränität 
fortsetzen.

Die Zahl der Hungernden in 
der Welt nimmt zu

A m Welternährungstag besteht die 
Gefahr, dass die Menschheit ein 

weiteres Jahr mit einer Rekordhunger‐
quote zu kämpfen hat, da die weltweite 
Nahrungsmielkrise immer mehr Men‐
schen zu Opfern dieser Geißel macht.

In den ersten Monaten des Jahres 2022, 
so Prensa Latina, stieg die Zahl der Hun‐
gernden in der Welt von 282 Millionen 
auf 345 Millionen. Deshalb ist der opera‐
tive Plan des Welternährungsprogramms 
(WFP) ür 2022 der ehrgeizigste in seiner 
Geschichte und legt den Schwerpunkt 
auf Maßnahmen, die verhindern sollen, 
dass Millionen Menschen an Hunger 
sterben.

Der Nahrungsmielbedarf der Welt 
verschär sich derzeit durch das Zusam‐
mentreffen von Krisen, die durch Klima‐
schwankungen, Konflikte und 
wirtschalichen Druck verursacht wer‐
den.

Das WFP hat seine Ziele ür die Nah‐
rungsmielhilfe in diesem Jahr auf die 
Rekordzahl von 153 Millionen Menschen 
ausgeweitet; zur Jahresmie hae es be‐
reits 111,2 Millionen Menschen unter‐
stützt, heißt es in der PL-Notiz weiter.

Der Exekutivdirektor des Programms, 
David Beasley, sagte, wir stünden vor ei‐
ner beispiellosen globalen Nahrungs‐
mielkrise, und alles deute darauf hin, 
dass das Schlimmste noch vor uns liege, 
da die Hungerzahlen in den letzten drei 
Jahren immer wieder neue Höchststände 
erreicht häen.

„Lassen Sie es mich klar sagen: Die La‐
ge kann und wird sich verschlimmern, 
wenn nicht in großem Umfang koordi‐
nierte Anstrengungen unternommen 
werden, um die Ursachen dieser Krise zu 
beseitigen. Wir können uns kein weite‐
res Jahr mit Rekordhunger leisten", 
warnte er.

Die häufige Abfolge von Konflikten 
ührt bei den Schwächsten zu einer Hun‐
gersnot erheblichen Ausmaßes, wobei 
der Krieg in der Ukraine den Welthandel 
unterbricht, die Transportkosten und 
Lieferzeiten erhöht und den Landwirten 
den Zugang zu den benötigten Betriebs‐
mieln verwehrt.

Darüber hinaus wird die Reaktionsä‐
higkeit der Regierungen durch die wirt‐
schalichen Probleme der einzelnen 
Länder, wie Währungsabwertung, Infla‐
tion und Schuldenprobleme, einge‐
schränkt, während die Gefahr einer 
weltweiten Rezession wächst.

Der WFP-Einsatzplan sieht vor, die na‐
tionalen Nahrungsmielsysteme und 
Versorgungskeen zu stabilisieren und 
nach Möglichkeit widerstandsähig zu 
machen.

Unter anderem wurde die Hilfe in Sri 
Lanka als Reaktion auf die Wirtschas‐

krise versechsfacht, die Maßnahmen in 
Somalia als Reaktion auf die drohende 
Hungersnot auf ein Rekordniveau aus‐
geweitet und zwei von ünf Afghanen 
wurden mit Nahrungsmieln unter‐
stützt, berichtete die Nachrichtenagen‐
tur.

Angesichts der steigenden Kosten ür 
humanitäre Hilfe und der zunehmenden 
Lieferzeiten diversifiziert das WFP sein 
Lieferantennetz, um die lokale und re‐
gionale Beschaffung zu ördern.

In diesem Jahr wurden 47 Prozent der 
Nahrungsmiel aus Programmländern 
bezogen, was insgesamt 200 Millionen 
US-Dollar kostete. Außerdem wurde die 
Bereitstellung von Bargeldtransfers aus‐
geweitet, die nun 35 Prozent der Nah‐
rungsmielsoforthilfe ausmachen.

Die Bemühungen zur Unterstützung 
eines Teils der am stärksten geährdeten 
Menschen finden jedoch in einem 
schwierigen globalen Kontext sta, in 
dem die Zahl derer, die unter extremem 
Hunger leiden, rapide ansteigt, was ein 
kohärentes globales Handeln ür Frie‐
den, wirtschaliche Stabilität und hu‐
manitäre Unterstützung erfordert.

Redacción Digital | Granma

Nach diplomatischen 
Schlagabtausch: EU ver­

längert Sanktionen gegen 
Nicaragua

M anagua/Brüssel. Der Rat der Euro‐
päischen Union (EU) hat am ver‐

gangenen Donnerstag die Sanktionen 
gegen 21 Vertreter:innen der Regierung 
Nicaraguas und gegen drei Institutionen 
des Landes um ein weiteres Jahr verlän‐
gert. Laut einer Erklärung der EU um‐
fassen die Sanktionen, die bis zum 15. 
Oktober 2023 gelten, das Einfrieren von 
Vermögenswerten der betroffenen Per‐
sonen und das Verbot ür EU-Bürger 
und Unternehmen, mit ihnen in Ge‐
schäskontakte zu treten. Für Einzel‐
personen gilt außerdem ein Verbot, das 
EU-Gebiet zu bereisen oder zu durch‐
queren.

Die Entscheidung der EU folgt auf die 
als "ungerechtfertigt" bezeichnete Aus‐
weisung der EU-Botschaerin Beina 
Muscheidt und den Abbruch der Bezie‐
hungen zu den Niederlanden (amerika21 
berichtete).

Außerdem hae die EU im Gegenzug 
zur nicaraguanischen Ausweisung auf In‐
itiative ihres Außenbeauragten Josep 
Borell die nicaraguanische Botschaerin 
bei der EU, Zoila Yanira Müller Goff, zur 
Persona non grata erklärt und sie eben‐
falls aus der EU verwiesen.

Nicaraguas Schri war erfolgt, nach‐
dem die EU Nicaragua bei den Vereinten 
Nationen aufgefordert hae, "die Unter‐
drückung von Oppositionellen, Priestern, 
Journalisten und unabhängigen Medien 
zu beenden und an der Wiederherstel‐
lung der Demokratie im Lande zu arbei‐
ten". Außerdem forderte die EU die 
Regierung von Präsident Daniel Ortega 
auf, dass "die derzeitige soziopolitische 
Krise durch einen echten Dialog zwi‐
schen der Regierung und der Opposition 
gelöst werden muss".

In den letzten Jahren haen die EU und 
die USA wegen Menschenrechtsverlet‐
zungen und Korruption Reise- und Wirt‐
schassanktionen gegen Dutzende 
Regierungsvertreter, enge Mitarbeiter 
und Familienmitglieder des nicaraguani‐
schen Präsidenten verhängt.

Die diplomatischen Konflikte mit USA 
und EU bereiten der oppositionellen und 
unternehmernahen Online-Zeitung La 
Prensa indes Sorge. Sie erinnerte die Re‐
gierung Ortega an die ür das Land wich‐

tigen Wirtschasbeziehungen zu 
europäischen Ländern. Aktuell belaufen 
sich die Exporte auf etwa 280 Millionen 
US-Dollar jährlich. Das wichtigste Ex‐
portgut in die EU ist Kaffee.

Die Regierung Nicaraguas sieht die Po‐
sitionen und Sanktionsmaßnahmen der 
USA und EU als Einmischung und stellt 
sie in den Zusammenhang von Kriegs‐
ührung wie während des Contra-Krieges 
in den 1980er Jahren. Aus diesem Grund 
baut die sie seit Jahren ihre Beziehungen 
zu China und Russland aus und sucht ei‐
ne Vernetzung mit lateinamerikanischen 
Ländern.

Nicaraguas Außenminister Denis Mon‐
cada hob bei der Amtseinührung des 
neuen Botschaers der Regierung von 
Präsident Gustavo Petro in Kolumbien 
am letzten Freitag noch einmal die An‐
forderungen an diplomatische Beziehun‐
gen hervor. Er erklärte, dass die 
Außenpolitik des Landes immer auf die 
Aufrechterhaltung und die Stärkung der 
Beziehungen unter Berücksichtigung der 
Wiener Konvention ausgerichtet sei. Ne‐
ben der Grundlage des Völkerrechts und 
der Charta der Vereinten Nationen seien 
die "heilige Achtung der Länder vor der 
Nichteinmischung in die inneren Angele‐
genheiten und die souveräne Gleichheit 
der Staaten" grundlegende Prinzipien.

Rudi Kurz | amerika21

Die Welt wäre ohne die 
Blockade gegen Kuba bes­

ser dran

D ie Blockade ist das zentrale Ele‐
ment, das den Charakter der US-

Politik gegenüber Kuba bestimmt
„Kuba hat das Recht, ohne Blockade 

zu leben, es hat das Recht, in Frieden zu 
leben, jeder wäre ohne Blockade besser 
dran, die Vereinigten Staaten wären ein 
besseres Land, wenn sie uns nicht blo‐
ckieren würden, die Welt wäre ohne die 
Blockade gegen Kuba besser dran", sag‐
te gestern Außenminister Kubas, Bruno 
Rodríguez Parrilla, bei der Vorstellung 
des Berichts „Notwendigkeit der Been‐
digung der von den Vereinigten Staaten 
von Amerika gegen Kuba verhängten 
Wirtschas-, Handels- und Finanzblo‐
ckade (August 2021-Februar 2022)“ vor 
der Presse.

Er prangerte an, dass die Blockade 
nicht neu, aber chirurgisch verbessert 
worden sei und es auf die Haupteinnah‐
mequellen des Landes abgesehen habe, 
um die Auswirkungen auf das tägliche 
Leben unserer Bevölkerung zu verstär‐
ken.

Er gab bekannt, dass in den ersten 14 
Monaten der Amtszeit von Joe Biden 
der durch diese Politik verursachte 
Schaden 6.364.000.000 Dollar betrug, 
was einen historischen Rekord darstellt.

Er wies darauf hin, dass die Blockade 
das zentrale Element ist, das den Cha‐
rakter der US-Politik gegenüber Kuba 
bestimmt. Und Bidens Politik sei bedau‐
erlicherweise die gleiche Politik wie die 
der Republikaner.

Er betonte, dass die Blockade jeder 
kubanischen Familie, den in den Verei‐
nigten Staaten lebenden Kubanern, den 
US-Bürgern sowie Menschen und Un‐
ternehmen in der ganzen Welt schade.

„Angesichts dieser Widrigkeiten", sag‐
te er, „bleibt unser Land aber nicht ste‐
hen und hört nicht auf, sich zu 
erneuern. Wir werden auch niemals un‐
ser Projekt der sozialen Gerechtigkeit 
aufgeben“, sagte er.

Milagros Pichardo | Granma


